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Für das Überleben neu mobilisieren
Frieden schaffen durch Abrüstung und Gerechtigkeit
Den Rüstun.qswahnsinn beenden

Liebe Freundinnen und Freunde,

die gar nicht so satirische Groteske zu Beginn dramatisiert,
was die Friedensbewegung umtreibt; nämlich die gegen jahre-
lange Proteste verfolgte, schon jetzt politisch gescheiterte,,Si-
cherheitspolitik", deren Auswirkungen auf die außenpolitische
Situation der Bundesrepublik und ganz Europa, auf die wach-
sende Abhängigkeit der sogenannten 3.Welt und auf die inne-
re Militarisierung bei uns und den zu erwartenden weiteren
Sozialabbau. Die Strategie-Konferenz der Friedensbewegung
vom 16.l17 .6.85 hat die Kernfrage in ihren Zusammenhängen
herausgearbeitet und Forderungen daraus abgeleitet. Entsohei-

f,dungen, die wir beeinflussen müssen, stehen u.a. in folgenden
1- Bereichen bevor: die Beteiligung der Bundesregierung am

,,Krieg der Sterne'.-Programm der gegenwärtigen US-Admini-
stration, der Beginn der Cruise Missiles-Stationierung und die
Haushaltsbeschlüsse über Waffensysteme für Airland Battle'

Wir sollten deutlich vor Augen haben, wie dramatisch die
Situation ist. Die Entwicklung und Einführung vonerstschlags-
fähigen Waffen und offensiven wie defensiven Systemen für
den Weltraum destabilisiert die internationale Lage. DieEnt-
wicklung von immer raffinierteren konventionellen und ato-
maren Wafl'en, mit denen strategische iiberlegenheit und

,,Kriegsführungsfähigkeit" erlangt werden soll, schafft reale
Gefahren für den Frieden.

Das Versprechen der Bundesregierung und aller Befürworter
der sog. Nachrüstung, dadurch werde Abrüstung möglich, hat

sich als Zynismus erwiesen. Scheinbar unbekümmert treibt die
Bundesregierung die Aufrüstung voran, obwohl die Mehrheit
der Bürger weiter gegen die Raketenstationierung ist und 66%
der Bevölkerung eine Beteiligung der Bundesrepublik an den
amerikanischen Weltraumplänen ablehnt.

Eine Studie des Sozialwissenschaftlichen Instituts der Bun-

deswehr. wonach ein hoher Prozentsatz der Offiziere und Sol-

rrdaten sesen den Einsatzvon Atomwaffen und damit gegen die
I - gültige-N1,TO-Doktrin ist, hält die Regierung unter Verschluß'

Sie wendet sich auch nicht gegen die Produktion von biniüen

chemischen Kampfstoffen, die für den Einsatz in Europa vor-
gesehen sind. Sie versucht mit der Propagierung von ,,Zivil-
ichutzmaßnahmen" bei der Bevölkerung lllusionen über die

Uberlebensmöglichkeiten in einem Krieg zu schaffen' Sie un-

terstützt den dassismus der Apartheid-Regierung in Südafrika'
um die Profite bundesdeutscher Banken, Unternehmen und

der Atomwirtschaft zu sichern.

Was muß die Friedensbewegung tun?

Der Desinformationspolitik der Bundesregierung muß die

Friedensbewegung eine Informationskampagne entgegenset-

zen, um den in den letzten Jahren begonnenen Demokrati
sierungsprozeß auf entscheidende Fragen der Militär- und

lutrenpätltit auszudehnen. Dadurch kann die Mehrheit der

Bevölkerung zu eigenem Handeln aktiviert und politischer
Druck auf die Regierung entwickelt werden. Dieser Druck muß
in d en anste henden Entscheid ungssituationen auf Kernforde-
rungen zugespitzt wetden, um die Bundesregierung zu einer
Anderung ifuer Politik zu drängen oder sie politisch zu iso-

lieren.
Aufbauen können wir dabei auf unser Wirken in den ver-

gangenen Jahten. Bei großen Aktionen, dezentralen und zen-

iralen Veranstaltungen hat die Friedensbewegung Millionen

von Menschen auf die öffentlichen Ptdtzegebracht. Zahlreiche
Bürger, die vorher nicht auf unserer Seite standen, haben wir
nachdenklich und hellhörig gemacht. Viele sind neu zu uns
gestoßen. In den Parteien (bis hinein in Teile der CD[D, in
den Kirchen und Gewerkschaften haben wir eine friedenspo-
litische Neuorientierung einleiten helfen. Heute stoßen wir
mit unseren Forderungen nicht mefu wie noch 1981 auf die
mehrheitliche Ablehnung durch die SPD. Die Friedensbewe-
gung und andere außerparlamentarische Bewegungb:t haben

iolc"he grundlegenden Anderungen bewirkt, daß erstmals in
der Geschichte der Bundesrepublik mit den Grünen eine neue
politische Partei Einzug in die Parlamente halten konnte, die
die Aufrüstung ablehnt.

Verständlicherweise will die jetzige Regierungskoalition die-
sen Trend umkehren. Hier muß sich die Friedensbewegung
als außerparlamentarische soziale Bewegung behaupten. Wir
sollten uns Mut machen lassen von den langfristigen Wirkun-
gen der Vorgänger der heutigen Friedensbewegung. Die außer-
parlamentarischen Bewegungen der 50er und 60er Jahre ha-

ben dazu beigetragen, den Kalten Krieg und den US-Krieg in
Vietnam zu beenden und die Entspannungs- und Vertragspo-
litik durchzusetzen. Viele Menschen haben damals begriffen,
daß Frieden, Verständigung und Verträge möglich sind und
waren darum zu Beginn der 80er Jahre bereit,gegen die anlau-
fende neue Rüstungseskalations- und Konfrontationspolitik
aktiv zu werden. Tausende von lokalen und regionalen Grup-
pen und Bündnissen sind entstanden. Sie sind das Potential
der Friedensbewegung.

Sie geben den Mut zum Weitermachen. Dabei ist die zu be-

wältigende Aufgabe sehr groß, denn die Regierungskoalition
versucht alles, um die Zustimmung der Bevölkerung zu ihrer
Politik wiederzugewinnen.

Die Strategiekonferenz der Friedensbewegung am 16'117.
Juni hat beschlossen, eine Informationswoche vom 10'-16.
November vorzubereiten und durchzuführen. Ihr Ziel ist es:

-dort die nötige öffentlichkeit herzustellen, wo die Verant-
wortlichen schweigen oder bewußt falsche Informationen ver-

breiten,

- die Bürgerinnen und Bürger zu mobilisieren, um Sachkennt-
nis, Ideen und Mut zur Weiterarbeit für eine bessere Politik zu
verbreiten,

- die Bundesregierung unter Druck zu setzen und zu isolieren.

Diese Informationskampagne soll auch die bevorstehenden
Wahlkämpfe politisieren. Die Forderungen der Friedensbewe-
gung müssen für alle Parteien zu Maßstäben werden - auch
noch nach der Wahl. Der Druck auf die Parteien und ihre Man-
datsträger sowie auf die gesellschaftlichen Großgruppen wird
aber nur erfolgreich sein, wenn die Friedensbewegung selbst
informiert und kompetent genug ist, in die Breite (zu den
Nachbarn und Menschen, die noch nicht gewonnen sind) und
in die Tiefe (zu den Themen, die von den Mächtigen unter-
drückt werden) zu wirken.
Die Friedensbewegung ist eine eigenständige und unabhän-

gige außerparlamentarische Bewegung, keine Wählerinitiative
und kein Wahlkampfmedium von politischen Parteien. Sie
muß den friedenspolitischen Willen der breiten Bevölkerung
zum Ausdruck bringen und deshalb auch in Zukunft ihre Un-
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abhängigkeit bewahren. Sie kämpft für die ständige und kon-
tinuierliche Berücksichtigung friedenspolitischer Forderungen
auf allen Ebenen.

Der Beschluß der Strategiekonferenz vom 16./17.Juni über
die Informationswoche und die Strukturierung der Woche
durch den KA soll eine dezentrale und umfassende Informa-
tionsarbeit bewirken. Der KA schlägt den Friedensinitiativen
vor, die Info-Woche nach den eigenen Möglichkeiten und in
eigener Verantwortung zu gestalten. Die Kenntnisse und Fä-
higkeiten der berufspezifischen Friedensinitiativen (Naturwis-
senschaftler, i{rzte, Soldaten usw.) sollten genutzt werden.
Mit dem dezentralen Charakter der Informationsaktion ver-
wirklicht die Friedensbewegung auch ihren Anspruch, die
Sache des Friedens zur Sache aller Bürger zu machen und De-
mokratie aus eigener Kraft zu verwirklichen.

Die Aufteilung der Infobereiche auf bestimmte Tage soll
die Gewinnung neuer Friedensaktivisten aus den jeweiligen
Zielgruppen ermöglichen. Sie soll anregen, daß die Friedens-
initiativen schon im Vorfeld Impulse und Kontakte in die je-

weiligen Infobereiche initüeren, um dort neue, eigene Aktivi-
täten auszulösen.

Wir schlagen folgende Aufteilung vor:

Sonntag, 10.11.: Religionsgemeinschaften

Montag, Il.I1.: Bildung, fugmd, lt/issenschaft

Dienstag, 12. 11.: Soldaten und Krtegdienstverweigerer

Mittwoch, 13.11.: Frauen

Donnerst., 14.11.: Internationale Solidaritdt -
Auskinder - Betriebe,
Arb eit slo se, So zialhilfee mpfting er

Freitag, 1 5. 11 . : Kommunale Parlamente, Verwaltungen,
Bundestagsabgeordnete -
Ku ltur e lle E inric h tung en

Samstag, 16.11.: ,,SIGNAL FÜR FRIEDEN"

Der Koordinierungsausschuß wird sich mit Eurer Hilfe dann
bemühen, durch ein Infosystem für die überregionale Pressear-
beit die vielen dezentralen Aktivitäten zu einer gemeinsamen
Aktion der Friedensbewegung überall im Lande zu machen.

Die Informationswoche der Friedensbewegung liegt zeitgleich
mit der Infowoche der Naturwissenschaftler (11.-16.11.) und
der Friedensdekade der christlichen Gruppen ( 10.- 20.11.).
Dadurch wird eine Konzentration der Kräfte begünstigf.

Welches sind die nächsten Schritte?

Von Ort zu Ort und von Gruppe zuGruppegibt esUnterschiede.
Grundsätzlich schlagen wir folgendes Verfahren vor:

- Findet Euch im September in erprobten und / oder
neuen Bündnissen zus:rmmen, um zu beraten, was Ihr wann
und mit wem zu welchem Zwecke machen wollt.

- Bereitet Eure Materialien vor. Der Koordinierungsausschuß
hat dazu Angebote bereit.

Bei der inhaltlichen Vorbereitung wird die Frage auftau-
chen, wie die konkrete Aktionsplanung im Jahre 1986 -
dezenttal und zentral - aussehen kann. Das soll am
I4.115.12.85 bei einer Konferenz der Friedensbew-egung
beraten werden. Bereitet Euchbitte darauf vor. Wirwerden
eine Einladung versenden.

Berichtet über Eure Aktivitäten an den Koordinierungs-
ausschuß. Dieser trifft gegenwärtig Vorbereitungen für die
Multiplizierung Eurer Arbeit auf Bundesebene (bitte Rück-
meldebogen Seitel6 benutzen).

Auf den folgenden Seiten sind erste Anregungen und überle-11
gungen für die Vorbereitung und Durchführung der Infowoche f
zusammengestellt. Wir hoffen, weitere Überlegungen aus Euren
Beratungen eschickt zubekommen, um daraus einen griffigen
Leitfaden für die Gestaltung der Woche zu entwickeln.

Die besten Wünsche für einen Info- und Aktionsherbst 1985.
der auch Spaß macht !

Eure Redaktion
für den Koordinierungsauschuß
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Info -Bereich Religio nsge mein schaften

Worum geht es?

Im christlichen Teil der Friedensbewegung haben wir in
den letzten Jahren angefangen zu buchstabieren, was e$
heißt: ,,Man muß Gott mehr gehorchen als den Menschen"
(Apostelgeschichte 5,29).

In der EKD hat die Synode in Worms im Herbst 1983 zur
Erhaltung und Festigung des Friedens einen Maßstab gesetzt:
,,Als Christen müssen wir sagen: Die Androhung gegenseiti-
ger Vernichtung widerspricht dem Geist Christi und ist Aus-
druck unserer Sünde. Deshalb muß das System nuklearer Ab-
schreckung unbedingt überwunden werden". In seinem Wort
zur Friedensdiskusion vom Herbst 1983 unterstützt der
Rat der EKD den Vorschlag eines Freeze mit den Worten:
,,Die Entwicklung, Erprobung, Produktion und Aufstellung
von immer neuen nuklearen Abschreckungswaffen darf nicht
fortgesetzt werden". Der Rat lehnt auch die Drohung mit
dem Ersteinsatz von Atomwaffen zw Verteidigung gegen
einen konventionellen Angdff und den Einsatz von Masen-
vemichtungsmitteln sowie ein starres und schematisches
Gteichgewichtsdenken ab. Die Konsequenz daraus wäre heu-.

/\ te eine Ablehnung der gegenwärtigen ,,Sicherheitspolitik".
" Im April 1983 hat die deutsche katholische bischofskonfe-

renz in einem Wort zum Frieden (,,Gerechtigkeit schafft
Frieden") erklärt: ,,Nukleare Abschreckung ist auf Dauer
kein verläßliches Instrument der Kriegwerhütung" (GsF 4.
3.2.), ohne diese Dauer näher zu bestimmen. Die Kritik am
Abschreckungssystem in der Tradition der Aussagen des 2.
Vatikanums ist zwar unüberhörbar, doch halten die Bischöfe
nach wie vor daran fest, daß heute das Abschreckungssystem
noch für moralisch annehmbar gehalten werden kann.

Diese Ausagen werden von Politikern zur Legitimation ih-
rer,,Sicherheitspolitik" herangezogen, obwohl die Bischöfe
die sittliche Tolerierung des Abschreckungssysterns an die
Beachtung strenger Kriterien knüpfen, die heute alle nicht
erftllt werden:

l. ,,Bereits bestehende oiler geplante militärische Mittel dür-
fen Krieg weder führbarer noch wahrscheinlicher machen...
2. ,,Nur solche und so viele militärische Mittel dürfen bereit-
gestellt werden, wie zum Zwecke der an Kriegwerhütung
orientierten Abschreckung getde noch erforderlich sind ".
3. ,,Alle militärischen Mittel müssen mit wirksamer beidersei-

-.tiger 
Rüstungsbegrenzung, Rüstungsminderung und Abrü-

1_ stung vereinbar sein".
Die christlichen Friedensgruppen sind der Auffasung, daß

dem Abschreckungssystem aus vielfältigen Gründen schon
länger jede Legitimation entzogen ist (s. z.B. Neustädter Er-
klärung von Pax Christi). Für die Gespräche in den Gemeinden
ist es wichtig, darauf hinzuweisen, daß ein entschiedenes
,,Nein" der Kirche zum Abschreckungssystem auch aus der
Argumentation der Bischöfe heraus längst überf?illig ist.

Wie wird vorbereitet?

In den Kirchen durch einen breit angelegten Willensbildungs-
prozeß, der auch die Andersdenkenden einschließt und nie-
mandem das Christsein abspricht, das ,"l.Iein ohne jedes Ja
zu den Masenvernichtungsmitteln" zum Gemeingut zu ma-
chen, bleibt das Ziel von Friedensarbeit in Sachen Abrüstung.

Wenn es christliche F-riedensgruppen vor Ort gibt, sollten
die FIs sich zuallererst niit ihnen abstimmen. Abei sie können
auch alleine etwas tun. So können in den kommenden Wo-
chen Kirchengemeinden angesprochen werden mit der Bitte,
den l0.l l. zu einem Friedenstag zu machen. Vielfach gibt es
auch gemeinde-interne Arbeitsgruppen (2.8. Jugendgruppen),
die für Friedensarbeit interessiert werden können. Pfarrer und
Religionslehrer können gebeten werden, das Friedensthema
im Unterricht zu behandeln.

Wie kann der Tag aussehen?

1. Studientage, Diskussionsabende, Streitgespräche; z.B. mit
Soldaten über die Grenzen soldatischen Gehorsams im Falle
eines Atomkrieges; im kommunalen Bereich mit Wohlfahrtv
verbänden über Zivilschutz und christliche Ethik.
2. Gedenk- und Gebetsgottesdienste an Stationierungsorten.
In Hasselbach/Hunsrück bei Bell, wo die Cruise missiles 1986
stationiert werden sollen, findet z.B. jeden Sonntag um 16 Uhr
ein Gebet aus diesem Grunde statt.

3. ,,Friedensnacht" in der/den Kirche/n eines Ortes mit Got-
tesdienst und Gesprächsangeboten.

4. St.Martins-Aktion am 11.November. Derheilige Martin hat
nicht nur seinen Rock den Armen gegeben, weswegen ihn die
Kinder am 11.11. besingen, sondern wai auch einer der frühen
Kriegdienstverweigerer z -Zt. des römischen Kaisers Konstan-
tin.
5. Kleine Schritte zivilen Ungehorsams, z.B. Te,ilnahme am
Steuerboykott (Kontakt: Martin Arnold, Neißestraße 4,
4300 Essen 1) oder Selbstverpflichtung zu gewaltfreien
Blockaden an Stationierungsorten (Vernetzung über die ,,Kam-
pagne ziviler Ungehorsam bis zur Abrüstung", c/o Friedensbüro
Tübingen, Neckarhalde 8, 7400 Tübingen.)
5. Mitarbeit in der Anti-Rüstung$export-Kampagne christli-
cher Friedensguppen (Kontakt: Richard Akva, Hanluer Land-
str. 133, 6000 Frankfurt/M. l)
7. Herbeiführung von Beschlüssen in Gemeinden und Synoden
zum ,J.{ein ohne jedes Ja zu den Massenvernichtungsmitteln."

Vom 10.- 20.11. rufen verschiedene christliche Gruppen
zu einer Friedensdekade auf, u.a. Aktionsgemeinschaft
Dienst für den Frieden, Aktion Sühnezeichen/Friedens-
dienste, Initiative Kirche von unten, Pax Christi. Hand-
reichungen dazugbt esbei: .
AGDF, Blücherstr.14,5300 Bonn I und AS/F, Jeben-
str.l,1, lO00 Berlin 12
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Info-Bereich Bildung, Jugend, Wissenschaft

Worum geht es?

Der ,,Kampf um die Herzen und Hirne" - wie Verteidigungs-
minister Wörner es formulierte - ist Teil der Werbeoffensive,
die von Bundesregierung und NATO nach der Stationierung
eröffnet wurde. Ihrgeht es dabei vor allem um die zukünftige
Generation - die Jugend - die durch engagiertes Mitwirken in
der Friedensbewegung ihre Ablehnung der heutigen Un-Sicher-
heitspolitik sichtbar gemacht hat. Regierung und Bundeswehr-
führung lasen heute keinen Versuch aus, um die Jugend
zurückzugewinnen, um die Meinungsmehrheiten gegen die
Raketenstationierung, Atomwaffen, Weltraumrüstung zv
brechen.
Adressaten dieser Offensive sind neben den Jugendlichen selbst
die Multiplikatoren, die die Jugendlichen erreichen: Lehrer,
Eltern, Sozialarbeiter, Jugendorganisationen.
Da rvird den Jugendlichen der Militärdienst wieder schmack-
haft gemacht durch die Behauptung, dort gäbe es aussichts-
reiche Arbeitsplätze; die Faszination moderner Technik, die
gerade die heutige,,Computer-Generation" anspricht, wird
durch offensive Werbeträger ausigenutzt, das Emanzipations-
streben von Mädchen wird umgeleitet, um auch sie für das
Militärische zu gewinnen u.a.m.
Schülervertretungen und Jugendgruppen können gerade die
Jüngeren, die die Aktionen von 1983 noch nicht bewußt mit-
erlebten, über die Folgen des Aufrüstungsschubs, die Absichten
der US-Strategen und die Notwendigkeit eigener Aktivitäten
informieren.
Die Naturwissenschaftler-Initiative,,Verantwortung für den
Frieden" hat zu einer Friedenswoche an den Hochschulen vom
11. - 16. November aufgerufen. Die Studentenvertretungen
wollen dazu beitragen, daß die Gedanken der Naturwissen-
s chaftler-Ini tiative in Verb ind ung mit der I nformat ionswo che
der Friedensbewegung möglichst in allen Hochschulen aufge-
griffen werden. Der Mißbrauch vonWissenschaft und Forschung
für die Rüstung soll ebenso thematisiert werden, wie ihre di-
rekte Auswirkung bei der Weltraumrüstung, bei der Entwick-.
lung von Erstschlagssystemen und neuen Waffentechnologien.

Wie wird vorbereitet?

Die Gewe rkschaft Erziehung und Wis sens chaft, d ie S tudenten-
und Schülervertretungen, die Eltern und alle FI's, die in diesem
Bereich arbeiten, sind aufgerufen - in Absprache mit der ört-
lichen Friedensbewegung * tiir die Gestaltung dieses Tages den
Anstoß zu geben. Ein erster Schritt kann die Verteilung des

Flugblatts lür den Info:Iag sein - verbunden mit einer Einla-
dung zum Vorbereitungstreffen. Gemeinsam mit Vertretern
der Naturwissenschaftler-Initiative sollten Vorbereitungssemi-'
nare durchgeführt werden. Danach können Informationsver-
anstaltungen in Unis, Schulen und Jugendzentren vorbereitet
werden. In der lokalen Presse sind Anzeigen mit einem Aufruf
zur Teilnahme am Inforlag wirkungwoll.
Gibt es in unsererSchuleBunker und I(atastlophelrpläne für
denV-Fall? Oder ist unsere Schule als Hilfslazarett vorgesehen ?

Wird in Erste-Hilfe-Kursen an unserer Schule auch der Schutz
im Atomkrieg geübt? Können Lehrer über ,,Fortbildung" bei
der Bundeswehr berichten? Was machen Jugendoffizierc an
unseren Schulen? Welche Materialien schickt das Verteidi-
gungsministerium an unsere Schulen ? Wissen Lehrer etwas über
das geplante Zivilschutzgesetz? Was steht in den Lehrbüchern
über die Ursachen von Krieg und die Möglichkeiten seiner Ver-
hinderung? Wird an unserer Hochschule Rüstungsforschung
betrieben ?

Wer mit Schülern gemeinsam in den Wochen vor dem Info:Iag
Zeitungsausschnitte sammelt und öffentlich aushängt, hat so
den aktuellsten Stand,,live"in der Schule und kann die Bericht-

erstattung am I nfo:Iag auswe rten. Auch j üngere S chüler dürfen
bei der Vorbereitung des Info:fags nicht ausgeschlosen wer-
den; Lehrer, Eltern und Kinderorganisationen sollten nach
Möglichkeiten suchen, mit ihnen über ,,Sternenkrieg" und
Frieden zu reden.

Zum Mobilisieren und Bekanntmachen des Info:Tags kann das
Flugblatt auf eine Wandzeitung übertragen werden; dazu wer-
dem unter dem Motto: ,,Ich mach mit" Unterschriften gesam-

melt. Überall sollten Beschlüsse mit der Aufforderung, den
Info:Tag gemeinsam zu gestalten, gefaßt werden. Ladet Kriegs-
dienstverweigerer und Vertreter von KDV-Organisationen für
Veranstaltungen ein!

Wie kann der Tag aussehen?

An möglichst vielen Schulen, Hochschulen, Kindergärten und
Jugendzentren, aber auch anderen Bildungs- und Forschungs-
stätten sollte an diesem Tag die Friedensfahne wehen. Sie ist
das öffentliche, alle Aktivitäten in dieser Intbwoche verbin-
dende Symbol.

Eine große gemeinsame Schulversammlung könnte mit einerf
Talk-Show, einem Streitgespräch oder einer Podiumsdiskus-
sion beginnen. Sie kann aber auch als demonstrativer Höhe-
punkt des Tages gestaltet werden, der den Friedenswillen
dieser Schule öffentlich machen soll. Ein Pro- und @ntra-
Spiel (wie im Femsehen) mit äbstimmendem Publikum,
Experten und Pro- und contra-Anwdlten - gespielt von Leh-
rern, von Schülern oder auch mit ,,echten" Experten kann in
einzelnen Klassen oder in schulöffentlichen Versammlungen
gespielt werden, z.B. zum Thema Weltraumrüstung.

Ein weiterer Höhepunkt kann die Aktion ,,Müllhaufen der
Geschichte" sein. Ein großer Container oder Mülleimer, zur
Not auch zusammengenähte Laken, die anden Zipfeln hoch-
gehalten werden - passend dekoriert - wird vor der Schule
aufgestellt; auf diesen Müllhaufen der Geschiqhte wird
symbolisch oder echt - alles geworfen, was in der Schule und
ihrer Umgebung im Laufe der Vorbereitungen an Kriegsvorbe-
reitung, ideologischer Aufrüstung, Gewalt usw. gefunden wor-
den ist: Materialien der Bundeswehr, Pappraketen, gewalt-
verherrlichende Videos, schlechte Schulbücher und Erlase
usw. Die Müllhaufen von mehreren Schulen können in einem
demonstrativen Zug zum Kreiswehrersatzamt oder zum Rat-^
haus gebracht und Jort ausgeschüttet werden. t\
Die Studenten vertretungen wollen dazu beitragen, daß die
Gedanken der Naturwissenschaftlerwoche und der Info-
woche der Friedensbewegung möglichst an allen Hochschulen
aufgegriffen und möglichst viele neue Menschen erreicht wer-
den. Dazu sind folgende Aktivitäten möglich oder geplant:

-,,Umfunktionieren" der normalen Lehrveranstaltungen für
Diskussionen zu den genannten Themenkomplexen;

- Fachbereichs- bzw. Hochschulversammlungen zur Infor'
mation und Protest

- Durchflihrung von ,,Dies academicus", das ist ein Täg, wo
kein normaler Lehrbetrieb stattfindet, sondem Friedens-
diskussionen;

- Diskussion und Beschlußt'assung in Hochschulgremien ge-
gen die neuen Rüstungsmaßnahmen, insbesondere gegen

die Beteiligung der Hochschulen an der Forschung zu SDI.

- Fachspezifische Veranstaltungen zum Thema ,,Was kann
unsere Wissenschaft zum Erhalt des Friedens leisten?"

- öffentlichkeitswirksame Ausgestaltung der Campus- und
Hochschulgebäude mit Friedenssymbolen, Fahnen etc.

Ein wichtiger Ansprechpartner in der Vorbereitung kann die
örtliche Volkshochschule sein. Vielleicht ändert sie ihr Pro-
gramm für die Infowoche? Deshalb rechtzeitig Kontakt auf-
nehmen.
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Info-Bereich Soldaten und Kriegsdienstverweigerer

Worum geht es?

Am 12. November 1985 wird die Bundeswehr dieißig Jahre alt.
Bund esregierung und Bundeswe hrführung wollen d iesen Anlaß
nutzen zu Feierlichkeiten unter dem Motto: ,,30 Jahre Bundes-

wehr - 30 Jahre Frieden, Freiheit, Sicherheit". Jedoch: 30 Jahre

Bundeswehr ist kein Grund zum Feiern, sondern allenfalls An-
laß zum Nachdenken über und Handeln gegen Aufrüstung und
Militarismus.

30 Jahre Bundeswehr steht auch für 30 Jahre Militarisierung der

Bund esrepublik. I mmer me hr gesellschaftliche B erei che we rd en

von militärischen Anforderungen erreicht. In Vergessenheit ge-

raten soll, daß 10 Jahre vor Gründung der Bundeswehr Deutsche
geschworen hatten: ,Nie wieder Krieg! - Nie wieder Rüstung!"
40 Jahre nach Ende des 2.Weltkrieges werben in den Schulen

Jugendoffrziere, werden Jugendliche und Kinder bei Bundes-

wehr-Waffenschauen und Kriegsspielen durchdie Faszination der
Technik angelockt. Soldatentum, militärisches Spektakel,Kriegs-
vorbereitung und Krieg werden wieder zum selbstverständlichen
Bestandteil unseres Alltags. 30 Jahre nach Gründung der Bundes-
wehr sind alle Bereiche unserer Gesellschaft bereits wieder mili-
tärisch verplant. Die immer wieder von bundesdeutschen Poli-
tikern erhöbene Forderung nach ,,nuklearer Teilhabe", tiber-
legungen zu einem französischen Atomschirm für die Bundes-
republik wie auch die Aufhebung des Produktionsverbots z.B.
für Langstreckenbober und -raketen im Rahmen der Westeuro-
päischen Union machen die Bundeswehr potentiell zu einer
Atomstreitmacht.
Verstärkte ,,konventionelle" Aufrüstung ist ebenso wie die Be-
schaffung neuer Atomwaffenträger für die Bundeswehr Teil eines
Programmes zur Erlangung militärischer ijberlegenheit. Im Rah-
men offensiver Kriegslührungsdoktrinen führen auch konventio-
nelle Kriegsbilder letztendlich zum Inferno.

Die Bundeswehr wird durch die Einlührung offensiver Kriegs-
führungsdoktrinen in der NATO, die den Schlag gegen den

Osten weit in die Tiefe des gegnerischen Raumes vorsehen, zu-
sehends in das US-amerikanische Offensivkonzept eingebunden.
Sie ist im Rahmen der NAlO-Arbeitsteilung an der Interven-
tionspolitik der USA beteiligt (Unterstützungsabkommen für
den Krisen- und Kriegsfall - WHNS).

Nach der Stationierung der Mittelstreckenraketen Pershingll und
Cruise missiles ist die Sicherheitspolitik der Bundesrepublik in
eine tiefe Rechtfertigungskrise geraten. Immer mehr Menschen
fragen: Ist die Bundeswehr noch eine Verteidigungsarmee?

Es kommt darauf an, den Aufkldrungsprozeß zu verstdrken und
deutlich werden zu lasen, daß auch zunehmend Bundeswehr-
angehörige der Militärkonzeption ablehnend gegenüberstehen,

daß eine große Anzahl von Wehrpflichtigen den Kriegsdienst ver-
weigert und sich gegen die Einbeziehung des Zivildienstes und
der verschiedenen zivilen Hilfdienste in die militärische Planung
wehrt.

Wie wird vorbereitet?
Sicherlich werden die verschiedenen Bundeswehrfeierlichkeiten
in den nächsten Monaten auf den Protest der Friedensinitiativen
vor Ort und der Bevölkerung stoßen. Wr bitten, uns überVeran-
staltungen der Bundeswehr bei Euch zu informieren, damit wir
einen iJberblick veröffentlichen können. Erfahrungen zeigen'
daß insbesondere feierlicheGelöbnisse und Große Zapfenstreiche
auf breite Ablehnung stoßen, auch wegen des Mißbrauchs reli-
giöser Zeremonien durch die Bundeswehr. Dies gilt es lokal bei
der Planung der Infowoche zu berücksichtigen.

Überall dort. wo es Kasernen und andere Einrichtungen der Bun-
deswehr (und anderer NATO-Armeen) gibt, überall wo Zivil'
dienstleistende und Kriegsdienstverweigerer arbeiten, können

die Friedensgruppen ab September beginnen, Kontakte herzu-
stellen oder zu erneuern. Mit den Bereichsflugblättern für Sol-

daten und Kriegsclienstverweigerer können erste Informationen
gegeben und zu Vorbereitungstreffen eingeladen werden.

Bundeswehrangehörige (Wehrpflichtige, Vertrauensleute, Berufs-
soldaten) können bei Dienstschluß (oder nachmittags auf den

Bahnhöfen) angesprochen werden. Günstig ist der Donnerstag
nachmittag. Sie können eingeladen werden (per Brief an die Ver-
trauensleute der Kompanie) zu gemeinsamen Treffen, auf denen

über die wachsenden Gefahren durch Rüstung und Militiüpolitik
diskutiert und gemeinsam geplant wird, wie am 12. November
der Infobereich Soldaten durchgeführt werden soll.

Das gleiche kann mit dem Infobereich Kriegsdienstvenueigerer
geschehen. Auch hier sollte aufentsprechenden Treffen beraten
werden, wie Kriegsdienstverweigerer und Zivildienstleistende am

12.November deutlich machen können, warum sie den Kriegs-
dienst verweigert haben. Es ist auch eine Kombination beider
Bereiche möglich und sinnvoll.

Wie soll der Täg aussehen?

Überall dort, wo die Bundeswehr Anfang November Feierlich-
keiten durchführt, sollten die Friedensinitiativen zu eigenen

Aktionen aufrufen, um die Ablehnung dieser Verherrlichungen
einer immer gefährlicher werdenenden Kriegsmaschinerie zu de-'

monstrieren. Dabei können die Friedensfahnen verwendet wer-
den, die optisch sehr wirksam die Präsenz von Friedensbewegten
zeigen.

In der Bundeswehr könnten die Forderungen derFriedensbewe-
gung zur Diskussion gestellt werden. tJberall dort, wo es Kaser-
nen gibt, könnten gemeinsam von Soldaten und Friedensgrup-
pen vorbereitete Veranstaltungen stattfinden, z.B. gemeinsame

Friedensfeten, Diskussionen mit Bundeswehrangehörigen, Vet-
weigerungsaktionen, Ehrungen von Deserteuren der beidenWelt-
kriege (Beispiel des Stadtrates Kassel - s. Kasten). Besondere
politische Diskusionen in der Bundeswehr (einschließlich mög-

licher disziplinarischer ijbergriffe durch Vorgesetzte und Bun-
deswehrführung) könnte der Vorschlag auslösen, daß Bundes-
wehrangehörige als Symbol für ihre Beteiligung an der Info-
woche die ,,Friedensfahnen" aus ihren Kasernenfenstern oder an
andere geeignete Orte hängen (ersatzweise weiße Tücher). Dabei
ist zu berücksichtigen, daß dies umso mehr Sinn macht, wenn
es auch außerhalb der Kasemen oder Einrichtungen bemerkt
wird, also solltet Ihr zumindest einen Infostand draußen machen
oder Soldaten nach der Veranstaltung zur Kaserne zurückbe-
gleiten (Presse informieren).
i}berall dort, wo KriegsdienstverweigerelundZivildienstleistende
arbeiten, könnten Veranstaltungen, Au sstellungen u sw. stattfin-
den, die zeigen, warum der Kriegsdienst verweigert wird und daß
jede militärische Einplanung des Zivildienstes verhindert werden
muß.
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Info-Bereich Frauen

Worum gehts?

Frauen sind von Aufrüstung und Krieg besonders betroifen.
Das beweisen geschichtliche Erfahrungen (2.Weltkrieg) eben-
so wie die aktuellen Leiden von Frauen in Krisenregionen,
insbesondere in den Ländern der ,,3.We1t". Frauen verloren an
der ,,Heimatfront" ihr Leben, sorgten sich um das Leben der
Kinder, mußten unter unmenschlichen Bedingungön
für Rüstung produzieren und räumten nach dem Krieg als
erste die Trümmer beiseite und begannen mit dem Wiederauf-
bau.

In der Bundesrepublik verschlingen die Militärausgaben Mil
liarden. An den Sozialausgaben wird dagegen gespart. Zur
Schaffung neuer Arbeitsplätze wird kein Geld zur Verfügung
gestellt. Frauen sind von Rüstungsfolgen, wie Arbeitslosig-
keit und Abbau von Sozialleistungen, besonders betroffen.
Zw alltäghchen Gewalt gegen Frauen gehören Angriffe auf
das Recht, über eine Schwangerschaft selbst zu entscheiden,
Sextourismus, Vergewaltigung oder körperliche Mißhandlung,
Mißbrauch als Werbeobjekte und anderes mehr. Frauen begrei-
fen ihr Friedensengagement auch als Kampf gegen Unfreiheit,
Ausbeutung, Verfolgung und Benachteiligung.

Frauen wollen ein eigenständiges und gleichberechtigtes
Leben in Frieden für alle Menschen der Welt. Frieden bedeu-
tet mehr als die Abwesenheit von Krieg. Frieden kann auf der
Erde so lange nicht erreicht werden, wie Unterdrückung -ganz gleich, ob gegen ein Volk, eine Rasse, eine Religions-
oder Glaubensgemeinschaft oder ein Geschlecht - nicht be-
seitigt ist.

Die Militarisierung der Gesellschaft schreitet voran. Wir re-
gistrieren zunehmend Anzeichen für die Einführung eines all-
gemeinen Pflichtdienstes Iiir junge Männer und Frauen, mit
dem zugleich arbeitsmarkt- und sozialpolitische Interessen
verfolgt werden. Frauen sollen damit langfristig vor allem auf
,,ihren Beitrag für Staat und Gesellschaft" eingestimmt wer-
den. Als Spitze dieser militärischen Verplanung soll dann die
Einbeziehung von Frauen in die Bundeswehr erfolgen.

Aber Frauen lassen sich nicht verplanen und als Reserve
für Arbeitsmarkt und Militär beliebig verwenden.

Das wollen wir Frauen im Rahmen der Informationswoche
der Friedensbewegung mit eigenständigen Aktivitäten deutlich
machen. Wir wollen:
- die besondere Betroffenheit der Frauen zum Ausdruck
bringen

- die öffentlichkeit informieren, mobilisieren und unsere
Forderungen gegenüber der friedens- und frauenfeindlichen
Politik der Regierung erheben

- viele neue Frauen zum gemeinsamen aktiven Handeln ge-

winnen

- die Stimme der Hälfte der Menschheit politisch geltend ma-
chen

- der Friedensbewegung damit einen eigenständigen Frauen-
impuls geben.

Wie wird der Tag vorbereitet?

Es sollen gemeinsame Treffen aller friedenspolitisch engagier-
ten Frauen einberufen bzw. auf den Treffen der bestehenden
Frauengruppen der Tagesordnungspunkt,nFrauentag" einge-
bracht werden. Dabei sollten berücksichtigt werden: Gewerk-
schaftsfrauen, Parteifrauen, autonome Frauen, DFI, Kirchen-
frauen, Projekt- und Initiativfrauen, Frauen-Friedensgruppen,
Interessengemeinschaften, Mädchengruppen.

Es muß gemeinsam überlegt werden, welche Aktivltaten
geplant werden, wie darüber breit informiert werden kann und
wie neue Frauen am besten angesprochen werden können.
Überall, wo vor allem Frauen anzutreffen sind, sollte das
Flugblatt des KA für diese Gruppe verteilt werden. Gesprä-
che über die Betroffenheit von Frauen und Möglichkeiten
eigenen Handelns sollten geführt und gemeinsam Vorberei-
tungen vereinbart werden. Dabei überlegt, welche auffäl-
ligen gemeinsamen Sachen bieten sich für diesen Tag an?

Zur Vorbereitung (auch am 13.11. selbst) könnte z.B. ge- ^-
macht werden; - 

f
- Hausbesuche

Info-Veranstaltungen zur Weltfrauenkonferenz/forum,
Nairobi
- Round-tableCespräche mit Fachfrauen zu ZivTlschutzge-
setzentwurf, militärische Verplanung von Frauen, zu Wirt-
schafts- und Sozialpolitik
- Reklamewände anmieten

Presse-, Medienarbeit. Wunschkonzert-Sendungen mit
Frauen-Friedensliedern

- Ausstellungen.

Schreibt uns Eure Ideen, Vorschldge, Planungen etc. eben-
so Eure Wünsche zur Unterstützung für Eure Arbeit durch die
Frauen im Koordinierungsausschuß.

Wie soll der Frauentag aussehen?

- Frauenvollversammlungen, Kultur- und Diskussionsnach-
mittagel-Abende
- Friedenszelt

- Sketch, Straßentheater und Musik mit Flugblattverteilen
- Sandwich4änsemarsch, z.B. als Aufschrift Namen politisch ^verfolgterund kämpfenderFrauen,heute,damals, international; J'
mit Megafon biografische Daten und Kommentare verbreiten - -

- Verweigerungsaktionen

- Denkmal-Enthüllungen

- Umzingelungen,,,Wäscheleinen" behängen

- B asare, Erlös für Frauenprojekte/Befreiungsbewegungen

- Infotische, Stellwände vor Schulen, Einkaufszentren,
Arbeitsämtem
- Filmveranstaltungen

- Fotowettbewerb,,Frauenfriedensbewegung"
- Preisausschreiben: Historische und aktuelle Daten zum
Frauenfriedenskampf
- Frauen dreier Generationen berichten
- Straßenumbenennungen, z.B. Winnie Mandela

- Fackelzüge
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Info-Bereich Internationale Solidarität

Worum geht es?

Die jüngsten Spendensammlungen für Afrika haben gezeigt,
daß viele Menschen bereits erkannt haben, wie dringend die
3.Welt auf Unterstützung angeviesen ist.

Weniger bekannt ist dagegen, daß die Aufrüstung auch mit
Geldern finanziert wird, die der sogenannten 3.Welt abgepreßt
und vorenthalten werden. Rüstungssenkungen zugunsten von
3.Welt-Hilfe ist als Alternative noch nicht deutlich vor Augen.

Die größte Gefahr - auch für uns in Europa - besteht je-
doch darin, daß die politische Bereitschaft zu militärischen In-
tenrentionen in der 3.Welt sichtbar wächst, je mehr die mili-
tärischen Instrumente . scheinbar zur Verfügung stehen.
,,schnelle Eingreiftrupperi" stehen bereits für direkte Militär-
einsätze bereit. Die US-Kriegsführungsdoktrin Airland Battle
soll auch in der 3.Welt angewandt werden und die Weltraum-
rüstung dient verbesserten militärischen Fähigkeiten auch in
diesen Gebieten. Das verweist auf die bestehenden Zusammen-
hänge mit der Gesamt-Aufrüstung von-USA und NATO und
die damit verbundenen Gefahren für weltweite Eskalationen.

Mit Interventionskriegen und drohungen sollen eigenstän-
dige und unabhängige Wege der Völker verbaut werden. Es
geht um die Interessen von Konzernen, die riesige Gewinne
mit billigen Rohstoffen, der Ausbeutung billiger Arbeitskräf-
te und günstigen Absatzmärkten machen. Deshalb sollen will-
f?ihrige Regime mit Folter und Unterdrückung gestützt, Ras-
sismus und Apartheid toleriert, Abhängigkeiten u.a. von west-
lichen Krediten aufrecht erhaltenwerden. Schonheute erreicht
z.B. der jährliche Schuldendienst bei manchen betroffenenq
Ländern die Höhe ihrer Exporteinnahmen.

Die Bundesregierung unterstützt die aggressive 3.Welt-Poli-
tik der USA politisch und indirekt auch militärisch, indem sie
US-Streitkräfte von Aufgaben in Europa ,,entlastet" unddie
Bundesrepublik zur Drehscheibe für Einsätze gegen die 3.
Welt ausbaut. Ein Beispiel dafür ist d.as Unterstützungsabkom-
men mit den USA Iiir den ,,Krisen- und Kriegsfall" (WHNS),
das solche Unterstützungsmaßnahmen konkret vereinbart.

Nachdem die USA gegen Grenada ihre Entschlossenheit un-
ter Beweis gestellt haben, ihren Zielen entgegenstehende Ent-
wicklungen militärisch zu verhindern, steht heute Nicaragua
vor allergrößter Bedrohung. Indirekt mischen sich die USA be-
reits ein, indem sie die Anti-Regierungskräfte (Contras) fi-
nanziell aushalten und militdrisch unterstützen. Von unserer
Solidarität hängt mit ab, ob die USA weiter vor offener Mili-
tärintervention zurückschrecken.

In Südafrika hdlt sich das Apartheid-Regime gegen inneren
und internationalen Druck nur noch dank der Hilfe der NATO-

Staaten unter Führung der USA. Die Einstellung diplomati-
scher Kontakte, internationale Isolation des Regimes und Ein-
stellung wirtschaftlicher, kultureller und anderer Kontakte
mit det Apartheid können für die südafrikanische Befreiung
entscheidende Bedeutung haben.

Wie kann vorbereitet werden?
Südafrika und Mittelamerika sind gegenwärtig zu Brenn-

punkten des internationalen Geschehens und der öffentlichen
Aufmerksamkeit geworden. Sie werden von daher auch im
Mittelpunkt von Aktionen der Solidaritätsbewegung stehen.
Schon vor der Informationswoche gibt es für die Friedensbe-
wegung Möglichkeiten, sich an diesen, Aktionen zu beteili-
gen.

Am 2l.September findet in Bonn eine bundesweite De-
.monstration aus Solidarität mit dem unterdrückten südafrika-
nischen Volk und gegen die Unterstützung des Rassistenregi-
mes durch die Bundesrepublik Deutschland statt. Für den 4.
und S.Oktober wird zu bundesweiten Aktionen unter dem
Motto,,Stoppt die militärisch-nukleare Zusammenarbeit mit
Südafrika - gegen Apartheid, Rassismus und Kolonialismus
im südlichen Afrika" aufgerufen.

Von der Mittelamerika-Solidaritätsbewegung wird für die
Woche vom 21.-28.Oktober zu Aktionen ,,Gegen die Macht
der Kaffee-Konzerne - die Gewinne denen, die den Kaffee
anbauen" bundesweit aufgerufen.

Um sich an diesen wichtigen Aktionen zu beteiligen und um
eigene Aktionen durchzuführen, ist es sinnvoll, sich mit den
örtlichen Solidaritäts- und 3.Welt-Gruppen kurzzuschließen.
Es ist notwendig, über die Verhältnisse in Südafrika, Mittel-
amerika und anderen Ländern der 3.Welt zu informieren und
aufzukldren, was z.B. durch Info-Tische, Veranstaltungen
oder örtlichen Aktionen vor Banken. Tschiboläden u.ä. se-
schehen kann,

Wie kann der 14. November selbst aussehen?

Auch für den Tag in der Informationswoche selber ist es
sinnvoll, mit den örtlichen Solidaritätsgruppen zusammenzu-
arbeiten. Die Möglichkeiten zu informieren sind vielflältig.
Z.B. kann man Flugblätter in und vor Banken verteilen, die
über deren Geschäfte, mit dem südafrikanischen Apartheids-
regime aufkkiren. Oder in Kaffeeläden kann man über die Aus-
beutung der Landarbeiter auf den Kaffeeplantagen in Mittel-
amerika informieren. Auch Informationsstände auf Markt-
plätzen, Aktionen vor Rüstungsbetrieben u.ä. sind sinnvolle
Aktionen am Tag selbst.

faschistische Gruppen versuchen, die Bewohner der Bundes-
republik anderer Nationalität zum Sündenbock zu stempeln,
um friedensgeführdende Feindbilder und einen aggressiven
Nationalismus zu erzeugen, der ptopagandistisch leicht über-
tragen werden kann auf andere Völker. Schon die Nazis hat-
ten keine Probleme damit, Juden und osteuropiüsche Völker
gleichermaßen zu,,Untermenschen" zu erklären. Gleichzei-
tig sollen damit die wirklichen Ursachen sozialer Miseren für
die Menschen unseres Landes verschleiert werden, die nicht
zuletzt durch die ausufernde Aufrüstung heworgerufen wer-
den. Wie bequem für die Aufrüster sind doch Arbeitslose, die
glauben, daß sie durch die ausländischen Kollegen ihren Ar-

trnfo-B ereich Ausländer

lVorum geht es?

In der BRD leben heute über 4,3 Millionen ausländische
Mitbürger, darunter fast 1,5 Millionen Türken, über eine hal-
be Million ltaliener, 600.000 Jugoslawen, fast 300.000 Grie-
chen, fast 160.000 Spanier, fast 100.000 Portugiesen undje-
weils Zehntausende aus nordafrikanischen Staaten. Sie werden
am stärksten von der Wirtschaftskrise und der sozialen Aus-
laugung durch Überrüstung betroffen. Sie spielen eine wichti-
ge Rolle bei der politischen Willensbildung: Für viele politi
sche Probleme wie z.B. Arbeitslosigkeit, Qualität der Schulbil-
dung, angebliche tiberfremdung werden sie zu Unrecht ver-
antwortlich gemacht. Insbesondere - aber nicht nur - neo-
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beitsplatz verloren haben oder die Arbeiter und Angestell-
ten, die sich durch Ausländerhaß einschüchtem und diszipli-
nieren lassen.

Die Friedensbewegung braucht informierte Mitbürger und
will Freundschaft mit. allen Völkem. Denn neben Mutlosig-
keit sind es die erzeugten Feindbilder, mit denen asgressive
Aufrüstung und Außenpolitik gerechtfertigt werden sollen.
Deshalb konmt dem Infobereich Ausländer in der Infowoche
der Friedensbewegung am Donnerstag, dem l4.November,
eine große Bedeutung zu.

Wie kann der Tag vorbereitet werden?
Der Koordinierungsausschuß der Friedensbewegung wird ge-

meinsam mit demokratischen Ausländerorganisationen disku-
tieren, wie die Friedensarbeit in diesem Bereich entwickelt
werden kann. Gemeinsam wollen wir mehrsprachige Materia-
lien erstellen.

Dies ist auch für lokale Friedensinitiativen und -gruppen
der erste Schritt, Kontakte aufzunehmen oder zu erneuern
zu Ausländergruppen oder -einrichtungen. Jetzt geht es dar-
um, festzulegen, was am l4.November vorbereitet werden
soll. Warum nicht ein gemeinsamer Infoabend über die Gefah-
ren der Kriegsvorbereitung, über die Rüstungsentwicklung
in den Heimatländern, über die Arbeit der Friedens[ewegung
dort. (Die meisten Herkunftsländer gehören der NATO an.)
Und wenn man Freundschaften schließen will, sollte man auch
Musik und etwas zum Essen und zum Trinken, nicht verges-
sen. In Gemeinden mit größeren Ausländergruppen könnten

sowohl eine multinationale oder auch mehrere binationale
Veranstaltungen geplant werden.

GEMEINSAM ZIryEI. ODE R ME HRNATIONALE
VOR BERE ITUNGSGR UPPEN BI LDEN !

Die Veranstaltung muß nicht nur organisatorisch vorbereitet
werdeir (Räumlichkeiten, InfoprogramYr{, Mu sik, Essen etc.),
sie soll vor allem bei den ausländischen und deutschen Mit-
bürgern bekannt und attraktiv gemacht werden, als Möglich-
keit der Information und der persönlichen Begegnung.

Es müssen also mehrsprachige Informationsmaterialien über
die geplante Veranstaltung verteilt werden, überall dort, wo
Deutsche und Ausländer zusammen leben oder arbeiten. Und
dies geschieht mit einer doppelten Zielrictrtung: neue Freun-
dinnen und Freunde für die konkrete Vorbereitungsarbeit zu
gewinnen und um möglichst viele Ausländer und Deutsche
auf die geplanten Veranstaltungen neugierig zu machen. Das
erite geht schlecht ohne das zweite: Wenn eine Friedensinitia-
tive alles alleine machen muß, wird das Programm derlnfowo-
che dünner bleiben und damit der Erfolg geiinger.

Der Koordinierungsausschuß der Friedensbewegung wird bis
September versuchen, jeweils zweisprachig ein (,,Muster'1)
FlWblatt in den wichtigsten Sprachen und deutsch zu erar-
beiten. Dieses Flugblatt kann man bestellen zur Verteilung
im Ort (wenn man ein eigenes Blatt mit dem Plan jeweiliger
Veranstaltungen, Hinweise auf Kontaktadressen, Vorberei-
tungstreffen usw. beilegt). Man kann aber auch einfach die
Textekopieren und ftr selbstgestaltete Materialien verwenden !

meinsam zu beraten, wie die Aktivitäten im Infobereich ge-
staltet werden können. Gewerkschafts- und Betriebsversamln-
lungen könnten darüber beraten, wie die Forderungen des
DGB-Aufrufes zum Antikriegstag, l.September, durchgesetzt
und eigene Beiträge dazu geleistet werden können. Der Aufruf
und das Bereichsflugblatt können an den ,,Schwarzen Bret-
tern" aufgehängt werden mit der Aufforderung, am Infotag
den Arbeitsplatz mit Friedenssymbolen zu ,,schmücken".
Die Bereichsflugblätter Arbeit und Soziales können von den
Friedensinitiativen oder gemeinsam mit Gewerkschaftskolle-
gen vor Betrieben, Arbeits- oder Sozial?imtern verteilt werden,
um zu Vorbereitungstreffen einzuladen. Hierzu sollten auch
bestehende Arbeitsloseninitiativen und andere soziale Grup-
pen angesprochen werden.

Bei Rüstungsbetrieben muß die Konversionsfrage (Umstef t$l
lung auf Zivilproduktion) berücksichtigt werden. Gewerk-
schaftliche Arbeitskreise,"A,ltemative Fertigung" haben hier-
zu Vorstellungen entwickelt. Dabei ist daran zu denken, daß
Umstellungen von Rüstungsbetrieben auf Zivilproduktion
flankierender staatlicher und kommunaler Maßnahmen bedür-
fen (Konversionskomitees).

Gemeinsame Vorbereitungqgruppen mit Arbeitslosen und
Sozialhilfeempf?ingern könnten für die Informationswoche
z.B. Modelle von Waagen, fiir den Vergleich von Rüstung und
Soziales Modelle von Raketen und Panzern basteln.

Wie sieht derTag aus?

In Betrieben könnte auf Betriebs- und Jugendversammlun-
gen über den Zusammenhang von Aufrüstung und Arbeits-
losigkeit und Sozialabbau diskutiert werden (DGB-Beschlüs-
se und -Erklärungen gegen Aufrüstung). Vor Betrieben könn-
ten Infostände, Die-in-Aktionen usw. stattfinden. Die Beleg-
schaften und Betriebsräte könnten Transparente und Frie-
densfahnen an den Wdrkstoren aufhängen (auch am Arbeits
und Sozialamt). Betriebe könnten symbolisch zu atomwaf-
fenfreien Zonen erklärt werden. Vor Arbeity und Sozialäm-
tern können Infoaktionen stattfinden @anzer-, Raketenmo-
delle, Waagen usrr. verwenden).

Info-Bereich Betriebe, Arbeitslose, Sozialhilfeempfänger
Die Friedensbewegung unterstützt die Aktionswoche des

DGB vom 20.-26.10.85 und ruft dazu auf. sich an den loka-
len und regionalen Aktionen zu beteiligen. Damit werden wich-
tige Voraussetzungen für die Aktivitäten im Infobereich Ar-
beit und Soziales am l4.November 85 geschaffen.

lVorum geht es?

Die Arbeiterinnen und Arbeiter, die Angestellten, Arbeits-
losen, Sozialhilfeempfänger bilden die Mehrheit der Bevölke-
rung. Die Arbeiterbewegung hat eine lange Tradition des ge-
meinsamen Kampfes um ihre Rechte und hat mit den Gewerk-
schaften Organisationen zur Durchsetzung ihrer-Interessen.
Das wichtigste Recht ftir alle Menschen ist das Recht auf
ein Leben in Frieden und sozialer Sicherheit. Die immer ge-
fährlichere Aufrüstung bedroht dieses Recht. Gleichzeitig
tragen die gewaltigen Ausgaben fiir Rüstung, militärische For-
schung und Entwicklung dazu bei, daß Gelder fehlen zur Be-
kämpfung der Massenarbeitslosigkeit und viell?iltiger sozialer
Probleme. Rüstungsproduktion und Rüstungsforschung erfor-
dern Rohstoffe, Arbeitskräfte und Forschungskapazität, die
dringend zur Befriedigung der wirklichen Bedürfnisse der Ge-
sellschaft benötigt werden. Deshalb ist gegenüber den Regie-
rungen der Druck zu verstdrken, die Produktion in gesell-
schaftlich sinnvolle Bedarfsfelder zu lenken. Am Informa-
tionstag sollten daher die gesellschaftlichen Defizite aufge-
zeigt werden (2.B. fehlende Kindergärten, fehlender Wohn-
raum für kinderreiche Familien, gesundheitliche Unterversor-
gung, neue Armut) und der Verschleuderung von Geldem im
Rüstungsbreich gegenübergestellt werden.

Wegen dieser Zusammenhänge kommt es darauf an, insbe-
sondere gewerkschaftlich organisierte Arbeiterinnen und Ar-
beiter, aber auch Arbeitslose und Sozialhilfeempfänger, in
weitaus stärkerem Maße für die Friedensarbeit zu gewinnen.

Wie wird vorbereitet?

Friedensinitiativen können die Gewerkschaften, Betriebs
und Personabäte und Vertrauensleute ansprechen, um ge'
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Wm, RUFENAUF: SPENDET ft

Sehr geehrte Damen und Herren,
lie b eV r eund inne n und F reund e !

Für Millionen Menschen ist die Friedensbewegung in den letzten tahren zu einer
grolSen Hoffnung geworden. Auch wenn der immer bedrohlicheren Aufrüstung
nicht in einem Anlauf Einhalt geboten werden konnte, hat sich das Gesicht
unseres Landes doch uerändert. Die Mehrheit unseres Volkes ist besorgt über
die immer geftihrlichere und ruinöse Unsicherheitspolitik. Immer mehr
Au frü s t u ng sp r o grarn m, e s t o t3 e n au f b r e it e Ab I e hnung.

Weltraumwaffen, erstschlagsftihige Atomraketen, offensiae Militärkonzeptionen
und neue ,,konaentionelle" Waffensysteme für den ,,Schlag in die Tiefe" fügen
sich immer offensichtlicher in eine Strategie militärischer Aberlegenheit ein.

Damit wird die Weh täglich näher an den Abgrund gerückt. Doch weder durch
angebliche ,,Defens'iu"-Waffen noch durch illusionöre ,,Ziuilschutz"-Programme
Iä!3t sich die Tatsache aus der Welt schaffen: Krieg bedeutet heute die Vernichtung
der Menschheit.

Frieden kann nur auf politischem Wege gesichert werden. Doch die Regierung
unseres Landes la$t hier jede ernsthafte Initiatiue aermissen. Im Gegenteil:
Sie ordnet die Interessen unseres Volkes einem gefährlichen Aufrüstungskurs
unter. Dies spitzt die militärische Konfrontation bedrohlich zu.

Diese uerhängnisuolle Entwicklung, die auf dem Rücken der Völker in der ,,3.Welt"
und der soziäl Schwachen ausgetragen wird, ist ntcht unaufhaltsam. Sie kann
gestoppt und umgekehrt werden, Tlenn die Mehrheit dieser Politik Einhalt gebietet. 

fia
Auf Parlamente und Parteien allein kann man sich dabei nicht uerlassen. Zum
eigenen politischen Handeln gibt es keine Alternatiue, und man braucht dazu
einen langen Atem. Die Frieiensbewegung kann, will und mu!3 die notutendige
Umkehr d,urchsetzen. Dies duldet keinen Aufschub.

[Inter d,em Motto ,,Für das Aberleben neu mobilisieren" wird die Friedensbewegung
mit einer breiten Informationskampagne uorn 10.-L6. Noaember in allen
ge s e lls c haftlic hen B ere ic he n - in K ir c hengem eind e n, S c hule n, H o c hs c hu len,
-Betrieben, Verutaltungen und Kasemen - über den Ernst der Lage anfkhren. Mit
Versammlungen in möglichst aielen Stödten und Gemeind'en arn 76. Nouember
soll ein unüberhörbares ,,Signal fir Frieden durch Abrüstung" gegeben werden.
Die Woche aom L0.-16. Noaember wird ein erster Höhepunkt derMobilisierungftr
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das Leben sein, ein grolie.s Friedensgesprdch mit ailen Mitbürgerinnen und.Mitbürgern, eine konkrete warnung"ai Regierung, parrament und, parteien
und ein Auftakt fiir die Friedensar\eit ;*buoär;"ii"rj"i", tsso.
Im Gegensatz zur staatrichen Informatio.nsporitik wird d,ie Fried.ens.be?egungnicht mit steuerm*tionen gefaidert. (i;" ä;;;;;;J;#"ln -s"sen 

src eangesetzt.)

Die Informationskampagne d.er Fried.ensbewegung wird aber uier Gerd kosten.(und Arbeit machen).. D2ch jed,e Aistrengungi die- heute iii"rno**en wird, iste'in unterpfand fi)r eine tebinswerte 2"k"";ji';";;;;;;;;;;'nd Frieden. Dieunt erstützung d er Frie!.en1! ew e gung ieute k ann m o rgen Rüstungsm,riard eneinsparen he$en, Für die ,ube*i"ai"g r,on Hunger, E"i;;:b*wertzerstörungund Arbeitslosigheit werd,en sie dringi"ni g"UrouZt i.---rww, 
'

WIR BITTEN SIE, DIE ARBEIT DER FRIEDENSBEWEGUNG
ZU UNTERSTUTZEN !

f^

n

Frieden schaffen durctr Abrüstung und Gerec'tig*eit
Den ßüstungswahnsinn beenden

ER STUNTERZEICHNER:
Heinrich Albertz, pfarrer, Berlin Korola Bt^o9h, philisophin, Tübingen llolf-MichaelCatenhusen, n4ag/spo.. - ii-irt"rs ör"*,irr, s"r,rir,rräüäiinn, g"rlin _ Bernt Engermann,schrit'tsteller' Rottach-.bgern : itini i1"irr", n,I*itrrinl'iäritt"n - Herberr Geisendörlbr,F-ilmemacher, München - c"org"srrliii;t rutg*ff,B";ri;''_";;rs!-Fli? Fürbringer,schauspierer,Berlin Dr. Norherr Greinicher, irr.är.gä, äili"g; _ l'u:in-r!r! Hannovär,ilechtsanwart,Bremen Hons-Dierer uiiii,'iia"t.liirr, i,I^iir'T'-iroJ-."n.,wotr", Kreck,Theoroge, BonnHarry lsyze, MdB/Grün", spi"r*-":"",!;i.yury- t,yrysZ',"üo'r/crun", non,', 

-_*. 
ro Leinen,Umr.veltminister, Saarbrü 

"k""' 
_--'Uichaet Müiler, pfOn/Spb;;;r" * Dr. Ktous OJlb, Soziotoge,Bielel'eld ottnrcr Schreiner, Mäüis,äo, g.o, -_ 

D;Ä;;r, 
.Sölt:.,rheorogin,,HamburgPrctf' Dr' Perer sturlinger, Dortmuna '- 'c:o-!o--iturn,l".,äiiri":Iöh 

- ciriitopn strrjsser,.Münster - rnsrid 
""a,.gi"1 , sir,")[rup, orisetoorr _ H;;;; Srhr, MdBlGrrrne, Bonn _ Martinllalscr, Schrittsteller, überlinger_f.funäirf" _ Gert lleisskirchen, MdB/SpD. Bonn



Sehr geehrte Damen und Herren,

liebe Frzundinnen und Freunde,

viele von Ihnen haben bereits für frühere Aktionen der Friedensbewegung gespendet. Ohne Ihre Unterstützung wäre unsere

Arbeit nicht möglich gewesen. Für lhre Hilfe möchten wir Ihnen nochmals herzlich danken!

Leider ist es uns nicht möglich, steuerwirksame Spendenquittungen auszustellen. Der Koordinierungsausschuß der Friedens'

bewegung ist ,,nur" ein politischer Zusammenschluß von Gruppen, die sich gemeinsam für die Sicherung des Friedens einsetzen.

Doch wir sind keine Partei, keine ,,gemeinnützige" Stiftung und kein eingetragener Verein. Deshalb erkennen Finanzämter

unsere Spendenbescheinigungen nicht an.

Für den Herbst dieses Jahres haben wir uns wieder viel vorgenommen. Die immer bedrotrlichere Aufrüstung macht eine

Bewegung für den Frieden notwendiger denn je. Deshalb wollen wir jetzt ,,fiir das Überleben neu mobilisieren"' Über Ihre

Unterstützung bei diesem Vorhaben würden wir uns sehr freuen!

Mit freundlichen Grüßen

Ihr Koordinierungsauschuß

Mitgtied im Koordinierngiuss
BundeskonferenzunabhiingigeIF.iedensgrppen(BuF)_Bundesschülerertretungiss',')-Bundesvelband
DeutscheFiiedensgeseuschaft7veieinrgt""r,i"guai"n,ti"gn"r(DFG/vK)_DeutJcheJungdemokIaten(DJD)'-
Ätli.',g*pp"'cöcelr.u'"ninäi.u.naäwehr-'WirsagenNein!-Di€GRÜNEN
InitiativeKiIchevonunteD1rr*i_Jungsozialistenind;rsPD(Jusos)_KomiteefirFrieden,AbdstungundZusammenubeit(KoFAz)_Komitee
Koordinationskreis3.welt(KK3w)_KooIdinationsstellezlviterungehoisam(KozU)_Libe!aleDemokIat;(LD)ohneRüstungIeben
AIbeiterjugend(sDAJ)_SozialistischeJugendDeutschlands.DieF-alken(SJi)_vereinigteDeutschestudentenschaften
Antifasciiiten (WN /BdA). Als Beobachter ;ehmen teil: Aktiorogemeinschaft Dienst für den Frieden DCB-Jugend (Bundesvolstand)

Bitte einsenden an:

KOORDINIERUNGSAUSSCHUSS, Dorotheenstraße 20,5300 Bonn I (Tet.O2281692904-05)

'Ich/wir unterstütze/n die INFORMATIONSWOCHE DER FRIEDENSBEWEGUNG mit einer Spende in Höhe

von ............................. DM.

Name:

Organisation

Anschrift:

Unterschrift:

Die Spende haben ich/wir am............. 1985 gezahlt an:

Q G. Greune, Sonderkto. Frieden (KA), Sparkasse Bonn (BLZ 3S0 500 00), Konto-Nr. 87 783

Q G. Greune, Sonderkto. F., Postgiroamt Köln (BLZ37ö10050), Konto-Nr.7991-501

Q Bargeld/Verrechnungsscheck liegt bei.

Bitte tragen Sie hier Name und Adresse von Freunden, Kollegen, Bekannten usw. ein, an die wiruns ebenfalls
mit einer Spendenbitte wenden können (bitte in Blockschrift):

f"

f.
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Info-Bereich Kommunale Parlamente, Verwaltungen, Bunclestagsabgeordnete

Worum geht es?

Die Kommunen sind in vielfiältiger Weise in militärische pla_
nungen und tjbungen einbezogen-Im Rahmen der zivil-militä_
rischen Zusammenarbeit werden pläne entwickelt und schon
heute praktiziert, mit denen Amtern Aufgaben für den Kriegs_
fall zugewiesen werden. I[usioniire und l[usionen weckenäe
Bilder über mögliche Kriegsabläufe werden dem zugrundege_
legt. Unterstellt wird die Möglichkeit, einen Krieg in tvtitiäl
europa rein konventionell ftihren bzw. sich vor den Folgen
eines ,,kleineren" Atomkrieges schützen zu können.

Ahnlich absurden und gefährlichen Vorstellungen folgt
die mit dem neuen Z-ivilschutzgesetz geplanten Airsrtisturi!
und Ausbildung von Katastrophenschuiz-und anderen Hilfsl
organisationen sowie des Gesundheitswesens. Den Ver_
waltungen wird die Aufgabe. zugewiesen, dies organisatorisch
vorzubereiten. Militärische {Jbungen gehen zu Lasten unse_rer Gesundheit und verursachen Umweltzerstörungen und'1 andere Belastungen für die Bürger. überall im Land müssenv tür militärische Schwertransporte Straßen gesperrt werden,
jagen Tiefflieger über unsere Arbeits- unO Wolngebiete.

Wenn sich Kommunen z.B. mit Beschlüssen, die ihr Gebiet
_rymbolisch zur ,,atomwaffenfreien., Zone erklären, zut
Wehr setzen, wird dagegen mit administrativen Mitteln vor_
gegangen. Angehörige des öffentlichen Dienstes erfahren
immer wieder persönliche Benachteiligungen, wenn sie sich
in der Friedensbewegung engagieren.

Angeblich gehen Fragen, die die nationale Sicherheit
betreffen, unsere Städte und Gemeinden nichts an. Die
Kriegserfahrungen in diesem Jahrhundert lehren uns etwas
anderes: grausamere Vernichtungswaffen, als die, die vor
mefu als 40 Jahren unsere StädtJ zu Ruinen werden ließen,
sind heute auf unsere Großstädte und Wohngebiete eerich_
tet. Dagegen gibt es keinen Schutz und ein tJbärleben ilt uu*_
geschlossen. Aber die Kommunen dürfen nicht die Geiseln
nationaler Un-Sicherheitspolitik bleiben; sie haben die Ver_
pflichtung, zum Schutz ihrer Bürger dagegen vorzugehen.

Die örtlichen Friedensgruppen wenden sich zur Vorberei_
tung an die Beschäftigten der kommunalen Einrichtungen in

T?:,iü: und Flugbtättern, aber auch an die Katastro-phen_v schutz- und Hilfsorganisationen, die Feuerwehren unä die
Krankenhäuser, Ärzte usw. Es werden gemeinsame Treffen
mit den Beschdftigten und kommunalen-Gewerkschafts- und
f1{e_relieaerungen organisiert, um Veranstaltungen für den
15.1 1.85 vorzubereiten.

Berufsbezogene Friedensinitiativen und engagierte Fachleu_
te sollten fiir Informationsveralstaltungen gewo nnen w erden.Im Rahmen einer Diskussionsveranstäiturig könnte dann z.B. ein Arzt die Erkenntnisse der Ätzte iiber Atomkriegs_
folgen und die Unmöglichkeit medizinischer Hilf-e und Ver_
lgrC]ry im Kriegsfall berichten. Ein Architekt berichtet über
die WeIt, die die 3 % in Bunkem (vielleicht) tn"ri"t"nOä
vorfinden werden, wenn sie den Bunker verlassen. Ein Mit_
arbeiter des Katastrophenschutzes stellt dar, wie die Bevöl_
k"-rynt mit Zwang daran gehindert werden wird, ausK"*pi_
gebieten zu flüchten, weil sie Truppenbewegungen beh-in_dert... In Vorbereitung der InfoiÄationswochi können
Zeitungsanzeigen von Beschäftigten kommunaler Einrich-
tungen gestafiet werden.

Vorbereitet werden sollten ebenfalls Veranstaltungen.mit
örtlichen Parteivertretern, Bundestagsabgeordnetei vom
Wahlkreis, Stadtrats-, Fraktions- oäer-Bürgersitzungen.
Atomwaffenfreie Kommunen oder dies forderndä Fraktio*nen
sollten zu Informations-schauen (Ausstellungen, Schaukä-
sten etc.) aufgefordert werden. Die Kommunen sollten in

Broschüren, die mit den Friedensgruppen erstellt werden,
auf die Verpflichtung zum Handeln und zur Aufklärune hin_
weisen. Die Namensgebungen für plätze, Straßen, Scf,ulen
etc. sollten durchforstet werden, um Umbenennungen für
den 15.11. vorzubereiten z.B. Hiroshima-platz, Uartin_tu-
ther-King-Schule, Bertha-v.-Suttner-Straße, Ossieizky_Allee.

Wie soll der Tag aussehen?
Am 15.11. sollen möglichst viele Einrichtungen nach dem

Motto ,,Unser Amt (o.ä.) bleibt zivil.. sichtbar von Symbo_
len der Friedensbewegung geprägt sein: Tücher mit de,
Friedenstaube könnten sichtbar getragen, am Arbeitsplatz
befestigt oder in die Fenster gehängt werden. Dasselbe gilt
für Unterschriften, die an dem Tag öffentlich gemacht wer_
den, in denen sich öffentlich Bedienstete, Arzte u.a. selbst
verpflichten, sich unter keinen Umständen an Kiiegworbe-
reitung, Kriegsübungen und Aufrüstung zu beteiligen.

Beschlüsse der Stadt, von Fraktionen oder von Bürgerver_
sammlungen gegen die Beteiligung am Zivilschutrp.ogi..m,
gegen Atomwaffenlager und für kommunalen Ungetrorsam
gegen Kriegworbereitung usw. sollten öffentlich ingeschla_
gen werden,

Es finden öffentliche Rats- oder Fraktionssitzungen statt,
in denen z.B. ein Film über Hiroshima gezeigt wird.

Es finden öffentliche Umbenennungen von Straße. plät_
zen usw. statt.

--.Bürgewersammlungen stellen Bundestagsabgeordnete des
Wahlkreises zwei Jahre nach dem Statiänieiungsbeschluß
des Bundestages zur Rede.

Wollen Sie Ende November/Anfang Dezember dem Rü_
stungshaushalt '86 zustimmen? Was wollen Sie bzw. Ihre
Fraktion gegen Weltraumrüstung und im Jahre 19g6 drohen_de Cruise-Missiles-Stationierung unternehmen? Sind die
Ortsschilder um den Zusatz ,,atomwaffenfreie Stadt,, schon
ergänzt?

_ Die Bürgermeister von Hiroshima und Nagasaki haben zur
Städtesolidarität gegen Atomwaffen aufger"rlien. Ist das in
Eurer Gemeinde rübergekommen? Außeräem gibt es Städte-partnerschaften auch zwischen Ost und Wlst; vielleicht
lassen sich Friedensgruppen aus anderen europäischen Städten
einladen.
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Info-Bereich Kulturelle Einrichtungen

Worum geht es?

Auf fast keiner Veranstaltung der Friedensbewegung fehlen
Kunst und Kultur. Sei es, daß Filme gezeigt werden, Friedens-
lieder im Programm sind, zumindest aber die Flugblätter oder
Plakate so gestaltet sind, daß sie ansprechen oder anregenkön-
nen. Kunst und Kultur ist ein wirksames Medium zum Ver-
breiten von Gedanken. Und Künstlerinnen und Künstler sind
Menschen, die andere Menschen erreichen wollen. Und sie sind
wichtige Leitbilder für alle die, die z.B. nie auf einer Bühne
auftreten würden, sondem nur in der Badewanne singen. Des-
halb schlagen wir vor, in der Infowoche der Friedensbewegung,
am Freitag, dem 15.11., auch den Infobereich Kultur zu be-
rücksichtigen. Damit kein Mißverständnis aufkommt: es geht
nicht darum, Harry Belafonte zu einem Friedenskonzert ein-
zuladen. Es geht vielmehr darum, mit den lokalen kulturellen
Einrichtungen und Künstlerinnen und Künstlern gemeinsam
zu überlegen, was sie selbst oder in Zusammenarbeit mit der
Friedensbewegung am l5.November in ihrem Bereich machen
können. Also anrufen, vorbeigehen, Briefe schreiben und bei
kulturellen Veranstaltungen gezielt das Infoblatt für den Kul-
turbereich des Koordinierungsausschusses mit eigenen Kon-
taktadressen verbreiten. Die Liste von sinnvollen Kontaktmög-
lichkeiten ist überall lang. Kinos können Antikriegsfilme (mit
anschließender Diskussion) zeigen. Theater, Orchester usw.
können besondere Stücke oder Konzerte aufführen oder sie
zumindest der Friedensbewegung widmen. Museen sind her-
vorragend für Ausstellungen geeignet. (Auch schützenswerte
Kulturgüter würden einen Krieg nicht überstehen.) Fast über-

all gibt es Gesangwereine, Bands und Gruppen, eine Kirchen-
gemeinde, Vereine und Institutionen, in denen Hobbykünst-
ler malen, Theater spielen, singen, filmen (auch Video), fo-
tografieren, töpfern, bildhauen. Auch Galerien oder Kunst-
hallen können einen sinnvollen Beitrag zur Infowoche leisten,
Radio- und Fernseh sender haben hervorragende Möglichkeiten.
Und weil nicht stimmt. was ein US-Außenminister vor nicht
al!r,ll langer Zeit gesagt hat (,,Es gibt Wichtigeres als in Frie-
den zu leben'), sollten wir antegen, daß in möglichst vielen
Bdreichen etwas für die Gewinnung der Bevölkerung fiir die
Friedensarbeit geschieht. Das wenigste wäre, daß die Zeitung
der Friedensbewegung zur Infowoche öffentlich ausgelegt
wird.

Künstlerinnen und Künstler und Kulturbetreiber sind phan-
tasievolle Leute. Mit ein bißchen Anregung wissen sie selbst,
wie sie einen Beitrag zur Infowoche gestalten könnten. Die
Friedensinitiative braucht oft nur die berühmte Muse zu sein,
deren ,,Kuß" für die Entstehung eines kulturellen Werkes nö-
tig ist. 

0N,

Wie wird vorbereitet?
Wenn die Projekte klar sind, müssen sie organisiert werden.

Eine gemeinsame Gruppe aus der Friedensinitiative und im
Kulturbereich zu bilden, vergrößert unsere Handlungsmöglich-
keiten und natürlich müssen die Projekte bekanntgemacht
werden: durch Flugblätter und Plakate,Anzeigen,Presseberich-
te, Aufnahmen in den lokalen Veranstaltungskalender usw.
Vergeßt nicht die örtlichen Kulturbehörden.
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Signal für Frieden

Mit der Infowoche setzen wir uns das Ziel, die Menschen überall
dort wo sie wohnen, arbeiten und lernen zu informieren und
zu eigenem Handeln zu motivieren. Das soll am Samstag mit
vielen örtlichen Friedensversammlungen zum Ausdruck ge-
bracht werden. Es ssll politischer Druck auf die Regierung
ausgeübt werden, damit sie ihre Unterstützung des US-Kurses
aufgibt und eigenständige Initiativen für eine Beendigung des
Wettrüstens ergreift. Dies kann glei chzeitig die Voraussetzungen
dafür schaffen, das Handeln jeder Bundesregierung nach dem
Januar 1987, dem Termin der nächsten Bundestagswahl, zu
beeinflussen. Insbesondere am Samstag der Infowoche soll so
ein Zeichen gesetzt werd'en. Es kann ein mutmachendes Start-
signal für weitere Aktionen im nächsten Jahr, dem UNO-Jahr
des Friedens, werden.

Zur Vorbereitung

'̂ Um eine eindrucksvolle und wirksame Aktion ftrden 16.11. zu
erreichen, ist es nötig, einen Trägerkreis zu bilden, der das ge-
samte Spektrum der örttichen Friedensbewegung beinhaltet,
(oder aufbereitsvorhandene örtliche Strukturen zurückgreifen).
Es ist anzustreben und soltte möglich sein, einen solchen Trä-
gerkreis in der Vorbereitung noch zu verbreitern, indem man
neue Kräfte einbezieht. In diesem Vorbereitungsausschuß/
Trägerkreis ist zu diskutieren, wie das ,,Signal für Frieden"
konkret gestaltet werden soll.

Zur Vorbereitung könnte es z.B. einen örtlichen Aufruf geben,
der noch einmal auf die Zielstellung hinweist und dessen ört-
liche Unterstützer bereits die Breite der Friedensbewegung
zum Ausdruck bringen. (Falls die örtliche Presse nicht bereit
ist, einen Aufruf mit den Unterstützern abzudrucken, kann
man ihn auch in Form einer Zeitungsanzeige publik machen.)
Brereits hiermit kann es gelingen, neue Personen fiir die Frie-
densbewegung zu gewinnen.

?mronuATroNS-sysTEM

Die alle Versammlungen am 16.11. verbindenden Elemente
sollten ebenfalls früh bekannt gemacht und vorbereitet wer-
den. So muß der Vorschlag, am 16.11. Blumen in Form eines
Peace-Zeichens auf öffentlichen Flächen zu pflanzen, bereits
heute durch Säen dieser Pflanzen vorbereitet werden. Nach
Aussagen von Gärtnereien eignen sich am besten Stiefmütter-
chen, die noch im September gesät werden müssen und dann
auch im November gepflanzt werden können. Sie werden im
nächsten Frühjahr (Ostermarschaktivitäten) anfangen zu
blühen.

Wie kann der Tag aussehen? ........
Es sollte auf jeden Fall eine öffentliche Kundgebung auf dem
Marktplatz (oder einem anderen zentralen Ort) durchgeführt
werden. Dies kann mit einer Demonstration zu oder Auftakt-
kundgebungen an den verschiedenen Plätzenverbundenwerden
(Kriegerdenkmäler,,,Zivilschutz "-Einrichtungen, Bündeswehr-
Kasernen, örtliche militärische Einrichtungen, Parteibüros etc.)

Auf der Kundgebung sollte die Erkliüung der Friedensbewe-
gung zum UNO-Jahr des Friedens eine wichtige Rolle spielen.
Sie kann von einem bedeutenden Repräsentanten der örtlichen
Friedensbewegung vorgetragen werden, oder aber von jeman-
dem, der/die erst vor kurzem zur Friedensbewegung hinzuge-
stoßen ist. Die möglichen Redebeiträge sollten aufjeden Fall
die gewonnene Breite und Vielfalt der Friedensbewegung zum
Ausdruck bringen. Bei der Lnzahl und Länge der Reden und
der kulturellen Beiträge sollte die fortgeschrittene Jahreszeit
und somit das Wetter berücksichtigt werden.

Die Fahnen mit dem neuen Symbol können optische Signale
für die Kraft der Friedensbewegung sein. Ein Meervon Fahnen
unterstützt den positiven Eindruck einer Kundgebung nach-
drücklich.

Insgesamt sollte die Aufbruchstimmung, die Orientierung der
Friedensbewegung auf die kommenden Auseinandersetzunsen
vermittelt werden.
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NEUES MATERIAL FÜR DIE INFOWOCHE

Wie bei früheren Aktionen und Kampagnen bietet der Koordi-
nierungsausschuß auch diesmal wieder eine Reihe von Materia-
lien an, um die Friedensinitiativen bei ihrer Mobilisierungs-und
Aufklärungsarbeit vor und während der Infowoche zu unter-
stützen.

Als Symbol für die Aktivitäten im Herbst haben wir die Frie-
denstaube gewählt. In unserer Grafik wird die Taube durch
eine Vielzahl zusamrnenkommender Menschen gebildet. Mit
dieser Form der Gestaltung wollen wir nicht nur einen Hin-
weis auf die für den 16. November geplanten Friedensversamm-
lungen geben, das Symbol soll auch zum Ausdruck bringen,
daß sich der Frieden nur sichern läßt, wenn die Menschen für
dieses Ziel selbst aktiv werden.

Die Friedenstaube wird in verschiedenen Variationen auf all
unseren Materialien auftauchen und soll so zum Erkennungs-
zei chen unserer diesj ährigen Herbstaktivitäten werden.

Nachfolgend findet Ihr eine Kurzbeschreibung von Funktion,
Inhalt und Gestaltung der wichtigsten Materialien,die ab sofort
beim Bonner Koordinierungsbüro bestellt werden können.

PLAKATE

Im Zentrum unserer Plakate steht diesmal die Friedenstaube.
Die Plakate sind dreifarbig, in ,{1 oder A2 erhältlich und in
drei verschiedenen Versionen erstellt: Einer mit dem Motto der
gesamten Friedenswoche, einer zweiten speziell für den 16.11.
(,,Signal tiir Frieden") und einer dritten mit Eindruckmöglich-
keiten für die örtlichen Friedensaktivitäten' Übrigens: Viele
Menschen werCrrl im letzten halben Jahr nur noch wenig von
der Friedensber','egung gehört und gelesen haben' Deshalb
kommt es jet?.t darauf an, daß wir möglichst bald wieder das

Straßenbild in vielen Städten, Dörfern und Gemeinden prägen.

Eine schnelle Plakatierung ist dazu ein guter erster Schritt !

MASSENZEITUNG

In dieser vierseitigen Zeilung wollen wir den (etwas unver-

ständlich geratenen) Kölner Aufruf noch einmal in- einer

,,popularisierten", d.h. übersichtlichen, illustrierten und allge-

meinverständlichen Form wiedergeben. Damit die Zeitung
möglichst bald zur breiten Mobilisierung auf die Infowoche
eingesetzt werden kann, wird die erste Auflage Mitte Septem-

beivorliegen. Eine zweite Auflage, speziell für die Verteilung
während der Infowoche, wird dann Ende Oktober erscheinen

und sich mit den weiteren Perspektiven der Friedensbewegung
beschäftigen.

FLUGBLATTER

Fürjeden der in der Infowoche anzusprechenden sozialen Be-

reicire (Frauen, S chulen, Hochschulen, Betriebe, Bundeswehr,
Soldaten, KDVler, Parlamente usw.) wird der Koordinierungs-
ausschuß ein sog. ,,Bereichsflugblatt" herausgeben. Diese Flug-

blätter sollen hauptsächlich im Vorfeld der Infowoche zur
Mobilisierung auf die einzelnen Tage genutzt werden. Durch
die,,spezialisierung" der Flugblätter wollen wir erreichen, daß

die Menschen möglichst ,,hautnah" in ihrem jeweiligen Lebens-

und Arbeitszusammenhang angesprochen werden können.

ORGANISATIONSLEITFADEN

Mit den Leittäden wollen wir (ähnlich wie bei der Volksbe- fi)
fragung) den örtlichen Initiativen Ideen und Anregungen zur
inhaltlichen und organisatorischen Durchführung der Infowo-
che geben. Im Leitfaden weiden u.a' folgende Punkte ange-

sprochen:

- In einer allgemeinen Einleitung wird die Funktion und Be-

deutung der Friedenswoche im Hinblick auf die weitere
Arbeit der Friedensbewegung dargestellt.

- Darüber hinaus gibts vor allem Aktionsideen für die ver-

schiedenen Infobereiche (schickt uns bitte auch Eure Pla-

nungen zu, damit wir sie als Ideen im noch zu erstellenden
Leitfaden an andere weitergeben können).

- Ideen für die Gestaltung des l6.November (,,Signal für
Frieden").

- Vorschläge für ein geeignetes Informationssystem, mit des-

sen Hilfe die vielen einzelnen Aktionen zu einem bundes-

weiten (Medien-)Ereignis zusammengefaßt werden können.

- Kontaktadressen, Referentenlisten, Terminübersichten und
natürlich jede Menge Tips zur Mobilisierung und Vorberei-
tune der Infowoche.

FRIEDENSFAHNEN

Bei den Friedensfahnen handelt es sich um weiße Stofftücher
im Format 40x60 cm, die mit dem Symbol der Infowoche
(Taube) bedruckt sind. Die Tücher können in unterschiedlich-
ster Form Verwendung finden: Als Fahnen, Fensteraushänge,
Halstücher usw. - der Phantasie sind keine Grenzen gesetzt.

Die Fahnen sollen ein prägendes und charakteristisches Mate-
rial für unsere Herbstkampagne werden, ähnlich wie die ,,Ket-
tenbänder" im vergangenen Jahr. Schließlich wissen wir: Die
Bundeswehr will just während unserer Infowoche auf zahllosen
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öffentlichpn Plätzen mit Prunk und Pomp ihr dreißigiähriges
,Jubiläum" feiern. Wär' doch was, wenn alle öffentlichen Ver-
eidigungen oder Truppenparaden in einem Meer weißer Fah-
nen stattfinden müßten, die man dann anschließend auch
noch in die Kasernen mitnimmt . . . !

Auch auf den Versammlungen am l6.November würden viele
dieser Fahnen ein eindrucksvolles ,,Signal für Frieden" ab-
geben. Deshalb gilt: Jeder Teilnehmer an der Infowoche sollte
eine dieser Fahnen besitzen!

BUTTONS _ AUFKLEBER - RUNDBRIEFE

Natürlich gibt es auch diesmal wieder Buttons und Aufkleber
mit dem neuen Friedenssymbol. Und nach diesbm ersten
(Herbst-)Rundbrief werden wir noch mindestens einen weite-
ren herausgeben (Oktober), vielleicht auch zwei. Doch dies
hängt ganz von unserer Finanzsituation ab.

Damit ist auch zugleich noch einwichtigerPunkt angesprochen :

Die Finanzierung unserer Infowoche. Allein die Vcirfinanzie-
rung aller Materialien wird den Koordinierungsauschuß mit
mehreren zehntausend Mark belasten. Dies ist für uns abernur
leistbar, wenn Ihr möglichst rasch mit Euren Bestellungen be-
ginnt, damit uns nicht wieder (Vorjahr!) ein ungeheures Finanz-
loch entsteht, das die Fortsetzung der schon begonnen Arbeil;
gefährdet. Laßt uns also möglichst bald Eure Materialanforde-
rungen zugehen und bestellt, bestellt, bestellt . . .

In der Mitte dieses Rundbriefs findet Ihr zudem unsren neuen
Spendenaufrut. WIR WAREN EUCH SEHR DANKBAR,
WENN IHR IHN NACHDRUCKT UND ENTSPRECHEND
WEITERVERBREITET !

tul
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,,WIR MACHEN MIT !''

Bittebaldmöglichsteinsenden an: KOORDINIERUNGSAUSSCHUSS, DOROTHEENSTR. 20, 5300 BONN I

Wirbeteiligen uns an der INFOWOCHE DER FRIEDENSBEWEGUNG VOM 10.-16.NOVEMBER 1985:

Gruppe

Kontaktadresse während
der Vorbereitung

Telefon (wichtig !) ..Telefonamlnfotag ... i..

Für die Infowoche haben wir folgende Aktivitäten vorgesehen (hier nur Stichworte):

Tag Uhrzeit lAktionsform
angestrebte
Teilnehmeruahl lul.PLUArl"

So,10.11.

Mo, 11.11.

Di, 12.11.

Mi,13.11.

Do,14.11.

Fr, 15.1L

Sa,16.11.

Raum für genauere Beschreibung der geplanten Aktion/en:

Zur Vorbereitung der Infowoche werden wir folgende Aktionen durchführen bzw. uns daran beteiligen:

Weitere Angaben sind erwünscht. Bitte ggf. Blätter anheften. Auch eigene Materialien (Flugblätter, Broschüren, Aufrufe,

Beschlußprotokolle etc.) mitschicken !

'!Ts

.ltb
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Aktionen gegen militärischen Tieffliegerldrm

Das Problem ist alt, und es verschlimmert sich.Anjedemschö-
nen Sonnentag donnern das ganze Jahr über militärische
Strahlflugzeuge im Tiefflug über ländliches Gebiet - so auch
bei uns im Odenwald - und versetzen mit einem Lärm, der oft
die Schmetzgrenze von etwa 125 Dezibel erreicht und der we-
gen der Schnelligkeit der Flugzeuge wie ein mächtiger Donner-
schlag aus heiterem Himmel auftritt, die Menschen in Angst
und Schrecken. Daß die militärischen Tiefflugübungen in den
letzten Jahren ständig zugenommen haben, hängt u.a. mit der
,,Airland-Battle"-Doktrin zu$ammen. Bei Tiefflugmanövern
wird vor allem geübt, ,das gegnerische Radarsystem zu unter-
fliegen". Das heißt im Klartext: Es wird dafür geübt, im so-
genannten Ernstfall durch Angriffsflüge ,,in den feindlichen
Raum einzudringen". Im Odenwald z.B. haben wir eine ähn-
liche Landschaftslage, wie sie im Thüringer Wald vorzufinden
ist. Strahlflugzeuge wie Starfighter, Phantom, Tornado, Alpha-
Jet maphen militärisch nur einen Sinn, wenn sie bereits in der
Luft sind, bevor eine Kriegshandlung begonnen hat, so daß sie

_ gegnerische Maschinen, insbesondere auch Bombenflugzeuge,il-' vor deren Start am Boden zerstören können. Tiefllugmanöver
dienen also nicht der Verteid igu ng, sie sind Kriegworberei tung.

Dis Proteste gegen Tiefflieger-Manöver und Tiefflug-Lärm sind
angewachsen. Vom 27.5. bis 2.6.1985 fand im Odenwald eine
Protestwoche statt, bei der mit Helium gefüllte Fesselballons
100 m in die Höhe aufgelassen wurden. Es entstand soetwas
wie eine tieffluglärm-beruhigte Zone. Das Odenwälder Frie-
densforum hat beim Bundestag eine Petition mit 15.000 Un-
terschriften gegen Tieffluglärm eingereicht. Die Aktion wird
fortgesetzt. Das Odenwdlder Friedensforum ist in lockerer
Verbindung mit ca. 100 Initiativen. Am 14.115.9. soll im
Odenwalil ein bundesweites Treffen stattfinden. Im Oktober
soll es eine bundesweite Aktionswoche geben.

IE

Erfahrungsaustausch und Kontakt über :

Odenwälder Friedensforum, Postfach 12 50, 612 4 B eerfelden,
Tel. 060 68/26 08

Josef Weber gestorben

Kötn (fpk) - Wieder hat die Friedensbewegung einen wich-
tigen Reprösentanten verloren. Im Alter von 76 Jahren ver.
starb am 22.August Josef l|eber, langjöhriges Direktoriums-
mitglied der Deutschen Friedens-Union und treibende Kraft
d er,, K re felder Init iativ e ".

Seit über 34 Jahren gehörte er zu den entschiedensten und
aktiv sten Kritikern der Aufrüstungspolitik. Dag der Krefelder
Apell über 5 Millionen Uiterschrtften gegen Atomraketenin
Europa mobilisieren konnte, war zum gro$en Teil sein Ver-
dienst.

o

o
t
ul
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Militarisierung der Jugend

Die DFG-VK hat zwei Materialien herausgegeben, die sich
mit dem Einfluß der Bunddswehr auf die Schulen beschäftigen.
Die Broschüre SCHLACHTFELD SCHULE beschäftigt sich
mit der Militarisierung des Bildungswesens allgemein und be-
sonders mit den Jugendoffizieren, deren Ausbildung, Auftreten,
Argumentation usw. Sie enthält auch Aktionsvorschläge. Zu
bestellen bei der DFG-VK, Schwanenstr.16, 5620 Velbert.

Die Dokumentation zum Theaterstück ,,DIE GEWISSENS-
FRAGE" klärt auf über dieses Wehrkundetheater, das - vom
Verteidigungsministerium bearbeitet und mit 750.000 DM fi-
nanziefi - bereits 150 Malin bundesdeutschen Schulen gezeigt
wurde. Ebenfalls mit Aktionsvorschlägen. Zu bestellen bei der
DFG-VK, Roonstr.7l, 5000 Köln
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STOPPT DIE MILITARISCH-NUKLEARE ZUSAMMENARBEIT
MIT SI]DAFRIKA

- Angola, Januar 84: Weiß-Südafrika führt - vom militäri$ch
besetzten Namibia aus - den seit 1975 blutigsten Feldzug
gegen dieses Land. Eine halbe Million Menschen sind auf der
Flucht. Von angolanischen Streitkräften werden erbeutet:
Mehrere Militärunimo gs von Daimler-Benz, Stuttgart.

- Indischer Ozean, September 79: Das Apartheid-Regime zün-
det die erste Atombombe. Das notwendige Know-how zur
Urananreicherung stammt vom staatlichen Kernforschungs-
zentrum Karlsruhe, Spezialteile u.a. von Varian MAT, Bre-
men, und Gutehoffnungshütte (GHH) , Sterkrade.

- Sebokeng, Oktober 84: 7.000 südafrikanische Soldaten und
Polizisten durchkämmen die von 120 000 Schwarzen bewohn-
te Stadt bei Johannesburg. Unterdrückung und Apartheid
lassen sich nur noch mit militärischen Mitteln durchsetzen.
Es herrscht Krieg. Bei Protesten sterben 130 Menschen durch
Polizeieinsatz. Mit dabei: Militär-LKW von Magirus-Deutz,
Ulm.

Die Bundesrepublik befindet sich unter den 5 größten Rüstungs-
exporteuren der Welt. Jeder Export eines Rüstungsguts unter-
liegt der gesetzlichen Kontrolle und der Genehmigung durch
die Bundesregierung. Für Südafrika dafi eine Genehmigung
nicht erteilt werden. Rüstungslieferungen sind nach bundes-
deutschem Recht verboten und aufsrund des UN-Embarsos
völkerrechtswidrig.

Trotzdem lieferten und liefem bundesdeutsche Unternehmen -
mit Wissen, Duldung oder rechtswidriger Genehmigung durch
die Bundesiegierung - Nuklearteile, Waffen, militärische Güter;
Rüstungslizenzen und ganze Systeme nach Südafrika. Oft wird
dabei wahrheitswidrig behauptet, dies sichere Arbeitsplätze in
der BRD. Neben der Bundesregierung sind verantwortlich die
Vorstände z.B. von: STEAG, Essen; MTU, Friedrichshafen;
Rheinmetall, Düsseldorf; Siemens, München; MAN, Nümberg;
MBB, München; Heckler & Koch, Oberndorf; SEL, Stuttgart;
BMll. München.

Bundesregierung und Rüstungskonzerne sind mitschuldig

- an der aggressiven Politik im südlichen Afrika

- an der völkerrechtswidrigen Besetzung Namibias durch Süd-
afrika,

- an den ständigen ijberfällen auf Angola und Mozambik und
der militärischen Bedrohung der Nachbarstaaten.

Damit könnte das rassistische Südafrika einenWeltkrieg auslösen.
Die Rüstungsexporte in dieses Land sind Bestandteil der Bemü-
hungen, Südafrika in die Politik der NATO einzubeziehen.
Die Bevölkerungsmehrheit von Südafrika und Namibia, ihre in-
temational anerkannten Befreiungsbewegungen fordern die Ein-
haltu.Tg des Rüstung semb argo s. Friedens-,,, 3.We lt "-S olid arität s-
und Okologiebewegung, Kirchen, Gewerkschaften, Parteien, jede
und jeder von uns ist aufgerufen:

Stoppt die militärisch-nukleare
Zusammenarbeit mit Südafrika !

Beendet die Rüstungsexporte nach
Südafrika !

Vorgeschlagen werden dezentrale Aktionen in möglichst vielen
Städten, getragen von möglichst vielen Gruppen, Organisationen
und Personen: Um die öffentlichkeit zu informieren, Bundes-
regierung, Rüstungsindustrie und ihre Manager als Verantwort-
liche festzumachen und Politiker zum Handeln zu zwinsen.

+

n
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Atombomben made in Germany?

Am 27. August begann in Genf die 3, iiberprüfungskonferenz zum
Atomwaffensperwertrag. Dieser Vertrag (auch NPT genannt),
dem ca. 120 Nicht-Atomwaffenstaaten sowie die USA,Großbri-
tannien und die Sowjetunion angehören, soll der Einhaltung
zweier wesentlicher Ziele dienen:

1. der Verringerung der Zahlvon Atomwaffen und der atoma-
ren Abrüstung;

2. der Nicht-Verbreitung von Atomwaffen an andere als die fünf
Atomwaffenstaaten.

Eine der wesentlichen Erwägungen, warum der Atomwaffen-
Sperwertrag überhaupt zustande kam, war, die ,,nukleare Opti
on" der BRD zu verhindern, die seit Mitte der 50erJahre zuneh-
mend von Politikern aus CDU und CSU verfolgt wurde. Auch
als die SPD/FDP-Regierung unter Willy Brandt nach heftigen
Auseinandersetzungen den Vertrag 1969 unterzeichnete, dauerte
es noch weitere 5 Jahre, ehe der Deutsche Bundestag dies for-
mal absegnete. Allerdings wurde die ,,nukleare Option?',d.h. das
Streben nach der Verfügungsgewalt über Atomwaffen, bis heute
von einem breiten Kreis bundesdeutscher Politiker nicht aufge-
geben. Im Gegenteil: Nicht nur wird der Ruf nach eigener ato-
marer Bewaffnung der Bundesrepublik in letzter Zeit wieder
lauter; der auf Hochtouren vorangetriebene Ausbau ,,ziviler"
Atomtechnologie -Wiede raufbereitungs- und Urananreicherungs-
anlagen - setzt die Bundesrepublik heute in die Lage,ohne gro-
ße Umwege eigene Atomwaffen herzustellen.Wir leben heute in
einem Land, das die Schwelle zum Atomwaffenstaat jederzeit
überschreiten kann.
Die Bundesrepublik ist in vielfältiger Weise in die militärische
Nuk learpo litik und Atomkriegsplanung verwickelt :

- Auf dem Gebiet der BRD befinden sich auf engstem Raum
mehr Atomwaffen als in irgendeinem anderen Land.

- Über NATO-Institutionen (Nukleare Planungsgruppe) ist die
BRD an der Einsatzplanung für atomare Waffen im Kriegsfall
beteiligt.

- Durch die Teilnahme am amerkinischen SDl-Programm und
dem westeuropäischen EUREKA (worin atomare Waffen in-
tegriert sind) würde sich die BRD direkt an der Erforschung
atomarer Waffen beteiligen.

- Über die Westeuropäische Union, eine engere militärische
Zusammenarbeit mit Frankreich und Erwägungen zum Auf-
bau einer,,Westeuropäischen Atomstreitmacht" wollen bun-
desrepublikanische Politiker sich die Teilnahme an der west-
europdischen Aufrüstung und die eigene Atombewaffnung
sichern.

- Die Bundeswehr selbst ist mit,,atomwaffenfähigen" Träger-
waffen (Pershing Ia/lb, Tornado) ausgerüstet, die sie im
Kriegsfall zur atom-bewaffneten Streitmacht machen würde.

- Über die ,,zivile Nutzung" der Kernenergie hat die BRD sich
- längst die Fähigkeit zur Produktion,der Bombe " geschaffen.

All diese unbestreitbaren Tatschen verletzen den Kern, Geist
und Buchstaben des Atomwaffensperrvertrages, in dem sich die
BRD vor über 10 Jahren dazu verpflichtet hat, nicht den Besitz
von und die Verfligungsgewalt über Atomwaffen anzustreben.
Während so die masiven konventionellen Aufrüstungsmaß-
nahmen im Rahmen des neuen Bundeswehrplans und des neuen
FOFA-Konzepts angeblich der ,,Hebung der atomaren Schwelle"
dienen sollen, mausert sich die Bundeswehr gleichzeitig immer
deutlicher nx atomar bewaffneten Streitkraft.

Gleichzeitig veiletzt die BRD den Atomwaffen-Sperrvertrag,
indem sie Ländern wie Südafrika, Brasilien, Argentinien und
Pakistan zur Atombombe hilft. Es ist kein Zufall mehr, daß die
größten Kunden der BRD in Sachen Atomgeschäft solche Län-
der sind, die dem Atomwaffen-Sperrvertrag nicht beigetreten
sind und deren Geschichte eng mit einem extremen Militarismus
verbunden ist. Das rassistische Regime in Südafrika zündete 1979
mit bundesdeutscher Technologie und Know-how im Indischen
Ozean seine erste Atombombe. Südafrika baut so mit deutscher
Hilfe seine Vormachtstellung aus, die es zur Unterdrückung des
schwarzen Volkes und seiner Nachbarstaaten gebraucht. Die
BRD nutzt dies zudem fürdas eigene Atomjeschäft. So wird die
hessische Atomanlage NUKEM mit Uran aus Namibia beliefert -
Namibia ist ein Satellitenstaat des rassistischen Südafrika.
In Pakistan unterstützt die BRD ein Militärregime, das:sich mehr
oder weniger verdeckt in den Afghanistan-Konflikt einschaltet.
So dient auch das Atomgeschäft mit der 3.Welt oftmals den
militärischen Interessen der BRD und der NATO!
Seit längerem ist deutlich geworden, daß die Atomtechnologie
wirtschaftlich von geringem Interesse ist. Trotzdem wird sie in
der BRD uneingeschränkt vorangetrieben. Kein Wunder, äenn
bei der Wiederaufbereitungsanlage in Wackersdorf, den Atom:
anlagen NUKEM und ALKEM in Hessen und dem Schnellen
Brüter in Kalkar, steht die militärische Nutzbarkeit im Vorder-
grund.Wenn derAtomwaffen-Sperrvertrag 1995 offiziellausläuft,
werden diese Atomanlagen vollständig zur Verfügung stehen.
Wird dann die BRD offen den Weg eines Atomwaffenstaates
beschreiten?

Thomas Becker
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Versandkosten: Bestellwert bis 50. DM = 5.- DM
100,- DM = 7, DM
200,- DM = 11,- DM
300. DM = 15.- DM

ab 300,- DM = 5% der Bestellsummt
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